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Die Beiträge für die gesetzliche Krankenversicherung werden auf 16,2 Prozent angehoben

Höhere Kosten belasten Versicherte
Den gesetzlichen Krankenkas-

sen droht 2023 ein Milliarden-
defizit. Als Gründe gelten die al-
ternde Gesellschaft, die geringere 
Zahl an Beitragszahler*innen, 
neue Technologien und die Pan-
demie-Kosten. Auch politische 
Versäumnisse stehen im Raum. 
Ein Finanzpaket der Bundesre-
gierung soll das Minus ausglei-
chen. Der SoVD kritisiert besorgt, 
dass damit auf 57 Millionen Versi-
cherte deutlich höhere Kranken-
kassenbeiträge zukommen – und 
das könnte erst der Anfang sein. 

Um rund 0,3 Prozentpunkte im 
Mittel sollen die Zusatzbeiträge 
im kommenden Jahr steigen. Der-
zeit liegt der durchschnittliche 
Zusatzbeitrag bei 1,3 Prozent.

Ergänzt man zu den dann 1,6 
Prozent den aktuellen allgemei-
nen Beitrag von 14,6 Prozent, 
erhöht sich die Summe auf 16,2 
Prozent. So hoch waren die Kran-
kenkassenbeiträge noch nie. 
Arbeitgeber*innen übernehmen 
dabei ab dem 1. Januar 2023 ne-
ben der Hälfte des allgemeinen 
Beitragssatzes zur gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV) 
auch die Hälfte des kassenindi-
viduellen Zusatzbeitrages. 

Maßnahmen zum Ausgleich
des „historischen Defizits“

Die Bundesregierung habe 
die GKV-Finanzen in einer „sehr 
schwierigen Lage“ vorgefunden, 
erklärte Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach (SPD) bei 
der Bekanntgabe der Finanzre-
form. Er sprach von einem histo-
rischen Defizit im nächsten Jahr. 
Die Zusatzbeiträge sollen dazu 

dienen, die GKV aus einem er-
warteten Finanzloch von 25 Mil-
liarden Euro zu holen. Mit 4,8 bis 
5 Milliarden Euro soll die Erhö-
hung der Zusatzbeiträge einen 
Teil des Fehlbetrages decken. 
Um das Milliarden-Minus auszu-
gleichen, sollen darüber hinaus 
weitere Maßnahmen greifen.

Laut dem Gesundheitsminis-
ter ist ein zusätzlicher Bundes-
zuschuss von zwei Milliarden 
Euro vorgesehen. Außerdem 
müssen die einzelnen Kassen 

Laut Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach sollen die Zusatzbeiträge von derzeit 1,3 Prozent um weitere 0,3 Prozent steigen.
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Liebe Mitglieder 
und Freund*innen im SoVD,

die aktuellen sozialen, ökologi-
schen und politischen Herausforde-
rungen machen ein grundsätzliches 
Umdenken, einen umfassenden ge-
sellschaftlichen Wandel wichtiger 
denn je. Wir im SoVD wissen in vie-
len Bereichen, was getan werden 
muss, um diesen Richtungswechsel 
zu gestalten. Und das bekräfti-
gen wir mit unseren Forderungen. 
Doch oftmals kommen die Ver-
änderungen nicht schnell genug 
voran. Um den Interessen sozial 
benachteiligter Menschen mehr 

Gehör zu verschaffen, möchten wir 
unserer starken Stimme noch mehr 
Nachdruck verleihen! Schon seit 
Längerem befindet sich der SoVD 
deshalb in einem tiefgreifenden 
und umfassenden Strategieprozess. 
Vertreter*innen aller Landesver-
bände und des Bundesverbandes 
sind darin involviert. Aufbruch und 
Erneuerung sind enorm wichtig, um 
für die Anforderungen der Zukunft 
gut aufgestellt zu sein und unsere 
starke, gewachsene Gemeinschaft 
noch bekannter zu machen. 

Nun verstärkt sich unser Verband 
an der Spitze, indem die Funktion 

einer hauptamtlichen Vorstands-
vorsitzenden neu geschaffen wur-
de: Ab dem 1. September wird 
Michaela Engelmeier dieses Amt 
bekleiden. Sie wird künftig den 
SoVD nach außen vertreten und 
dabei von mir und den Mitgliedern 
des Präsidiums in enger Abstim-
mung unterstützt. So wollen wir 
gemeinsam auch den neuen medi-
alen Herausforderungen begegnen. 
Bitte unterstützen Sie deshalb mit 
mir die neue Verbandsspitze mit 
Ihrem Rückhalt!

 Adolf Bauer
 SoVD-Präsident

Blickpunkt

Anzeige

In einem neuen Online-
Format möchte die Vor-
standsvorsitzende Michaela 
Engelmeier jeden Monat mit 
den SoVD-Mitgliedern ins 
Gespräch kommen. Die erste 
Live-Sendung startet am 9.9. 
um 13 Uhr auf www.sovd.de 
und unserem Youtube-Kanal. 
Seien Sie dabei!
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nicht notwendige Finanzreser-
ven in Höhe von insgesamt vier 
Milliarden Euro abschmelzen. 
Aus dem Gesundheitsfonds sind 
zusätzliche 2,4 Milliarden Euro 
eingeplant. 

Auch Arztpraxen und der 
Pharmabranche wird ein Solida-
ritätsbeitrag in Höhe von hoch-
gerechnet einer Milliarde Euro 
abverlangt. So soll für die Praxen 
künftig die Extra-Honorierung 
für Neupatient*innen entfallen. 
Die Pharmaindustrie ist gehal-
ten, die Herstellerrabatte für 
patentgeschützte Medikamente 
von sieben auf zwölf Prozent zu 
erhöhen. Lauterbach sprach den-
noch von einer „sehr maßvollen 
Erhöhung, die noch zur Hälfte 
von den Arbeitgeber*innen ge-
tragen“ werde. Ziel sei es, die 
weitere Anhebung der Zusatz-
beiträge für Versicherte und Un-
ternehmen zu vermeiden und 
Kassenleistungen künftig ohne 
Abstriche anbieten zu können. 

SoVD: Bund beteiligt sich
nicht genug an den Kosten

Das sieht der Sozialverband 
Deutschland (SoVD) ganz anders. 
Er betrachtet das Finanzpaket 
mit Skepsis und Ernüchterung. 
„Der Gesetzentwurf bleibt mit 
seinen Maßnahmen weit hin-
ter den allseitigen Erwartungen 

zurück“, stellt SoVD-Präsident 
Adolf Bauer fest.

Insbesondere kritisiert der 
SoVD, dass der Bund sich am 
Schließen des Milliardendefi-
zites lediglich mit zwei Milliar-
den Euro Bundeszuschuss und 
einem Darlehen beteiligen will. 

Finanzreserven wurden aus 
Beitragsrücklagen gebildet

Statt überfälliger, grundlegen-
der und in die Zukunft gerichte-
ter Reformen zur Finanzierung 
der GKV bediene man sich aus 
deren Finanzreserven. „Die Fi-
nanzreserven aber wurden aus 
Beitragsrücklagen der Beitrags-
zahlenden gebildet, die jetzt zu-
sätzlich zur Kasse gebeten wer-
den, um das Defizit kurzfristig zu 
schließen“, sagt Bauer. 

Aus Sicht des SoVD wird das 
Problem damit lediglich erneut 
um ein Jahr verschoben, die Fol-
gen sind schon heute absehbar. 
„Der Bund zieht sich hier aus 
seiner Verantwortung, und das 
kann nicht sein.“ Die solidari-
sche Beteiligung der pharma-
zeutischen Unternehmen an der 
Schließung des GKV-Defizites 
hält der SoVD-Präsident grund-
sätzlich für angemessen. Bauer 
betont jedoch, dass anstelle von 
kurzfristigen Finanzspritzen 
auch hier grundlegende Maß-
nahmen zur finanziellen Ent-

lastung und Stärkung der ge-
setzlichen Krankenversicherung 
notwendig seien. 

SoVD fordert seit Langem 
Bürgerversicherung für alle

„Zur Stärkung der Finanzie-
rungsbasis der gesetzlichen 
Krankenversicherung muss als 
Sofortmaßnahme die private 
Krankenversicherung in einen 
umfassenden Solidarausgleich 
einbezogen werden. Darüber 
hinaus sind die Beitragsbe-
messungsgrenze und Versiche-
rungspflichtgrenze in einem 
ersten Schritt zumindest auf 
das Niveau in der Rentenversi-
cherung anzuheben“, so Bauer. 
Der SoVD fordert seit Langem, 
die gesetzlichen und privaten 
Krankenkassen in einer für alle 
geltenden Bürgerversicherung 
zusammenzulegen. 

Lauterbach sieht die Ursachen 
für das Minus, vor dem die GKV 
selbst wiederholt gewarnt hat-
te, vor allem in politischen Ver-
säumnissen. Er schreibt diese 
seinem Vorgänger Jens Spahn 
(CDU) zu. Spahn habe teure 
Leistungsreformen auf den Weg 
gebracht, aber von strukturellen 
Reformen Abstand genommen. 
Unter anderem deshalb sei das 
Defizit in der Pandemie entstan-
den, so Lauterbach. Dabei lässt 
er unter den Tisch fallen, dass 

Die Beiträge für die gesetzliche Krankenversicherung werden auf insgesamt 16,2 Prozent angehoben

er selbst in der Großen Koalition 
vor allem das Terminservice- und 
Versorgungsgesetz mit verhan-
delt und gutgeheißen hatte. 

Auch bei anderen stehen Lau-
terbachs Krankenkassenpläne in 
der Kritik. Ob das Finanzpaket 
langfristig ausreichen wird, um 
die Kosten zu decken, sei mehr 
als fraglich, sagt etwa der GKV-
Spitzenverband, der – ebenso 
wie der SoVD – für die Versi-
cherten weitere Zusatzbeiträge 
in den kommenden Jahren fürch-
tet. Und nicht anders sieht es bei 
den gesetzlichen Pflegekassen 
aus, die ebenfalls im Minus sind. 
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Zusammen mit den extremen Teuerungsraten und den eklatant ge-
stiegenden Gas- und Strompreisen stellt die Beitragserhöhung in der 
GKV für viele Menschen eine nicht mehr zu stemmende Belastung dar. 

Höhere Kosten belasten die Versicherten

Tragen müssen das einmal 
mehr die Versicherten: Mit der 
Erhöhung der Krankenkassen-
beiträge steigen die Sozialbei-
träge, die die Arbeitnehmenden 
abführen müssen, im Jahr 2023 
auf insgesamt 40,45 Prozent. 
Erstmals seit 2012 wird damit 
wieder die Marke von über 40 
Prozent überschritten. Zusam-
men mit den explodierenden 
Energiepreisen, der Gasum-
lage und den allgemeinen 
Teuerungsraten treibt diese 
Entwicklung immer mehr Men-
schen in die Armut. 

 Veronica Sina 
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Im Mittelpunkt stehen an 
diesem Tag die rund 1,8 Mil-
lionen an Demenz Erkrankten 
und ihre Familien. Zwar ist eine 
Heilung der Krankheit weiter-
hin nicht möglich. Allerdings 
lässt sich der Alltag für Betrof-
fene erleichtern – etwa durch 
Beratung und Betreuung sowie 
durch medizinische Behand-
lung und fachkundige Pflege.

Das Motto des diesjährigen 
Welt-Alzheimertages lautet: 
„Demenz – verbunden bleiben.“ 
Das soll deutlich machen, wie 
wichtig es gerade für Menschen 
mit Demenz und ihre Angehöri-
gen ist, mit anderen in Kontakt 
zu bleiben. Die Einschränkun-
gen im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie hatten zu-
letzt vor Augen geführt, welchen Stellenwert Gemeinschaft und 
persönliche Begegnungen haben.

Weitere Informationen bietet die Deutsche Alzheimer Gesellschaft 
online unter: www.deutsche-alzheimer.de. Unterstützung erhalten 
Menschen mit Demenz und ihre Familien auch über das Alzheimer-
Telefon unter der NummerW: 030 / 259 37 95 14. jos

Welt-Alzheimertag
Alltag von Erkrankten und Angehörigen im Fokus

Jedes Jahr am 21. September findet der Welt-Alzheimertag statt. 
Zu diesem Anlass machen Organisationen und Selbsthilfegruppen 
mit unterschiedlichen Aktivitäten auf die Situation von Menschen 
mit Demenz und auf die ihrer Angehörigen aufmerksam.

Einkünfte zusätzlich zur Rente
Dem SoVD liegt der Entwurf eines Gesetzes aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

vor. Demnach sollen die im Zuge der Pandemie befristet angehobenen Hinzuverdienstgrenzen bei 
vorgezogenen Altersrenten bestehen bleiben und bei Erwerbsminderungsrenten deutlich steigen. 

Wie im Koalitionsvertrag ver-
einbart, will die Bundesregie-
rung den zusätzlichen Bezug 
eines Erwerbseinkommens bei 
einer vorgezogenen Altersrente 
attraktiver machen. Gleichzeitig 
soll dies dem Fachkräfteman-
gel entgegenwirken. Für das 
laufende Jahr bleibt demnach 
ein Betrag von 46.060 Euro an-
rechnungsfrei. Diese Hinzuver-
dienstgrenze entfällt mit Errei-
chen der Regelaltersgrenze.

Dadurch, dass der Grenzwert 
dann an die monatliche Be-
zugsgröße und somit an die 
Lohnentwicklung gekoppelt 
ist, kommt es zu einer Dynami-
sierung. Das bedeutet, dass die 
Hinzuverdienstgrenze steigt. 

In ähnlicher Weise erfolgt 
eine Anpassung auch bei den 
Renten wegen Erwerbsminde-
rung. Hier gilt für 2022 eine 
Hinzuverdienstgrenze von 
17.272,50 Euro beim Bezug 
einer vollen beziehungsweise 
34.545 Euro beim Erhalt ei-

ner teilweisen Erwerbsminde-
rungsrente. Dies kann aus Sicht 
des SoVD die Lebensumstände 
vieler Betroffener verbessern 
– immer vorausgesetzt, diese 
sind gesundheitlich überhaupt 
in der Lage, noch einer Erwerbs-
tätigkeit nachzugehen. 

SoVD begrüßt Entwurf eines Gesetzes zu höheren Hinzuverdienstgrenzen

Im Umgang mit Demenz ist es 
gut, dem anderen Zeit zu lassen, 
wenn er nach Worten sucht.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock Wer früher in Rente geht, kann künftig mehr hinzuverdienen, muss 
jedoch unter Umständen dauerhaft Abschläge in Kauf nehmen.

Foto: industrieblick / Adobe Stock

Positiv ist aus SoVD-Sicht 
auch, dass künftig nur noch 
versicherungspflichtige Sozial-
leistungen als Einkommen be-
rücksichtigt werden sollen.  jos

Die Stellungnahme finden Sie 
im Internet unter: www.sovd.de/
sozialpolitik/stellungnahmen.
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Interview

Michaela Engelmeier

Bodenhaftung: Michaela Engelmeier mit Tochter und Enkelin. 

„Ich bin Teamplayerin und mag klare Worte“
Erneuerung, Modernisierung, Basisnähe – dafür steht die neue hauptamtliche SoVD-Vorstands-

vorsitzende, Michaela Engelmeier. Wir sprachen mit ihr über persönliche Werte und ihre Zeit im 
Hochleistungssport und in der Politik. 

__Sie kommen vom Sport. Was 
bringen Sie davon mit für Ihre 
Aufgaben im Verband?

Ich bin seit 56 Jahren Judoka und 
habe das auch als Hochleistungs-
sport betrieben. Ich besitze Durch-
setzungsvermögen. Als Mädchen 
im Judo war man damals eine Sel-
tenheit. Und deswegen musste ich 
immer kämpfen. Ich bin sehr hart-
näckig, will nicht immer gewinnen, 
aber meistens. Diese Sportart, wo 
man sich durchsetzen, aber immer 
gucken muss, dass man die Leute 
fair behandelt, hat mich geprägt. 

__Was macht in Ihren Augen 
Kampfgeist aus?

Man motiviert sich damit auch. 
Bei meinen Bundesligakämpfen 
oder in der Judo-Nationalmann-
schaft habe ich mich oft verletzt. 
Trotzdem wieder aufzustehen und 
zu sagen: „Jetzt mache ich erst 

recht weiter!“, das ist Kampfgeist. 
Und das war im Berufsleben für 
mich auch immer gut, dass ich 
das hatte.

__Fallen können und aufstehen?
Ja, das habe ich mein ganzes 

Leben erprobt. Klar gibt es Rück-
schläge, die man auffängt. Habe 
mich am Zopf aus dem Sumpf ge-
zogen und weitergemacht. 

__Was bedeutet für Sie Fairplay?
Fairplay ist für mich wirklich 

ganz wichtig. Ich spreche die Dinge 
an, auch in meiner Zeit als Politike-
rin. Da haben Leute zu mir gesagt: 
„Sei doch nicht immer so deutlich.“ 
Oder: „Kannst du nicht mal ein 
bisschen netter?“ Nett bin ich, aber 
ich sag‘ was, wenn mir etwas nicht 
passt, wenn irgendetwas falsch 
läuft. Ich bin immer authentisch 
geblieben, wenn man das über 
sich selbst sagen darf. Man darf den 
Leuten nichts vormachen. 

__Sie waren Alleinerziehende?
Neun Jahre lang – ich wurde 

alleinerziehend, als meine Kinder 
noch sehr klein waren. Ich fand es 
damals sehr ungerecht, dass ich 
mein Studium der Wirtschaftswis-
senschaften aufgeben musste. In 
den 80er- / 90er-Jahren gab es im 
Westen noch keine richtige Kin-
derbetreuung. Ich habe gearbeitet 
– manchmal drei Jobs gleichzeitig. 

Wie im Sport hat mir dabei mein 
Zeitmanagement geholfen. Heute 
erlebe ich es hautnah bei meiner 
Tochter, wie schwer es für sie ist, 
eine Ganztagsbetreuung zu finden.

__Welche anderen Personen-
gruppen sind Ihnen wichtig?

Kinder- und Altersarmut waren 
bislang meine sozialpolitischen 
Hauptthemen, ebenso wie Inklusi-
on. Ich mache mir zudem Sorgen, 
dass viele Menschen ihre Gasrech-
nungen nicht mehr bezahlen kön-
nen und ihre Mieten. 

__Die Arbeit in Verbänden ist für 
Sie kein Neuland? 

Ich habe angefangen mit dem 
Ehrenamt, als ich 15 war. Da war 
ich Jugendsprecherin des Stadt-
sportbundes Hagen. Verbandsar-
beit muss man auch kennen – die 
Strukturen im deutschen Vereins-
recht, aber auch im Ehrenamt.

__Mit dem SoVD sind Sie groß-
geworden?

Meine Mutter war hauptberuf-
lich beim SoVD bis zu ihrer Pen-
sionierung, neulich ist sie geehrt 
worden für 43 Jahre Mitgliedschaft 
[Anm. der Red.: Barbara Lazaris]. 
Mama fing also beim Reichsbund 
an, und Michaela kam Hausauf-
gaben machen in ihrem Büro. So 
kam ich später auch zur integ, der 
heutigen SoVD-Jugend.

__Wo liegen die Herausforderun-
gen für den SoVD heute? 

Die Mitgliedergewinnung gehört 
dazu. Der SoVD muss als Marke 
noch bekannter werden. Die beste 
Sozialberatung bekommt man oh-
nehin beim SoVD. Hier sind Profis 
am Werk. 

__Wie wichtig ist mediale Auf-
merksamkeit?

Gute Pressearbeit ist enorm 
wichtig. Über die sozialen Netzwer-
ke kann man viel erreichen. Natür-
lich auch über die Printmedien und 
in Talkshows.

__Welche Rolle spielen die Lan-
desverbände im Erneuerungs-
prozess? 

Eine ganz wichtige, wir können 
gemeinsam so viel bewegen! Als 
Sportlerin bin ich Teamplayerin. 

Vita in Kürze
Michaela Engelmeier ist 61 

Jahre alt und zweifache Mut-
ter. Sie war von 2013 bis 2017 
Mitglied des Deutschen Bun-
destages (SPD). Davor arbei-
tete sie als Bezugspädagogin 
und Judolehrerin an einer 
Förderschule für soziale und 
emotionale Entwicklung.

Engelmeier war jahre-
lang erfolgreiche Hochleis-
tungssportlerin in der Judo-
Bundesliga und Mitglied 
der Nationalmannschaft. 
Danach startete sie bei vie-
len Marathonläufen und war 
als Triathletin aktiv. Sie war 
vier Jahre lang Vizepräsiden-
tin des Landessportbundes 
NRW; 18 Jahre war sie Vize-
präsidentin des deutschen 
Judo-Bundes. Ab August 
2018 leitete sie das Berliner 
Büro von Makkabi Deutsch-
land, 2020 wurde sie in das 
neu geschaffene Amt der Ge-
neralsekretärin der Deutsch-
Israelischen Gesellschaft 
berufen.

Michaela Engelmeier verstärkt die Spitze!

Als ehemalige Berufspolitike-
rin kennt Michaela Engelmeier 
das „Geschäft“. Sie ist bestens 
vernetzt und mit den sozialpo-
litischen Kernthemen des SoVD 
ebenso gut vertraut. Besonders 
die Themen Altersarmut, unter 
der Frauen weitaus häufiger lei-
den als Männer, und die zuneh-
mende Armut von Kindern liegen 
ihr am Herzen. Auch Inklusion ist 
ihr als ehemalige Bezugspäda-
gogin für soziale und emotionale 
Entwicklung enorm wichtig. 

Wenn es darum geht, für mehr 
soziale Gerechtigkeit einzutreten, 
ist allzu viel Diplomatie nicht ihr 
Ding: „Ich rede niemandem nach 
dem Mund, selbst wenn ich mich 
damit in die Nesseln setze“, sagt 
Engelmeier, um zu ergänzen: „Wir 
müssen gemeinsam dicke Bretter 
bohren in der Politik. Die zuneh-

mende Armut inmitten unserer 
Gesellschaft macht mir große 
Sorgen!“ Aus ihrer langjährigen 
ehrenamtlichen Position als Vi-

zepräsidentin vom Landessport-
bund NRW und des deutschen 
Judo-Bundes ist sie sattelfest im 
Umgang mit Öffentlichkeit und 

Neue hauptamtliche SoVD-Vorstandsvorsitzende tritt ihr Amt zum 1. September an

Presse. Die sozialen Medien be-
spielt sie tagesaktuell zu wichti-
gen gesellschaftlichen Themen, 
hatte auf ihrem Account bis zu 
10.000 Follower*innen. „Das ist 
wichtig, um Ziele erreichen zu 
können“, weiß sie um die Bedeu-
tung medialer Aufmerksamkeit. 

Mit dem SoVD-Präsidenten 
verbindet Engelmeier die lang-
jährige Verbandszugehörigkeit, 
aber nicht nur das: „Ich kenne 
Adolf Bauer als hartnäckigen 
Präsidenten, der für seinen SoVD 
einsteht. Er spricht deutliche 
Worte mit einem unbeirrbaren 
Gerechtigkeitssinn.“ Für die Ar-
beit an der Spitze des Verbandes 
wünscht sie sich ein vertrauens-
volles Miteinander, ein Teilen 
und Ergänzen der verantwor-
tungsvollen Aufgaben und viel 
gemeinsames Auftreten. veo

Michaela Engelmeier wird den SoVD künftig nach außen vertreten. 
Fotos (3): Susie Knoll

Ich werde in alle Landesverbände 
kommen, einfach mal zuhören. Was 
haben die für Probleme? Was müs-
sen wir ändern? Ich möchte einmal 
im Monat mit den Mitgliedern ins 
Gespräch kommen mit einer Zoom-
Geschichte. Wer das will, kann mit 
mir sprechen auf Augenhöhe. 

__Ihre größten Stärken sind ... 
... Beharrlichkeit, Positivität (ich 

habe immer das halbvolle Glas), Di-
rektheit, Durchsetzungsvermögen. 

__Und Ihr Lebensmotto? 
„Winners never quit, quitters ne-

ver win!“ [Gewinner*innen geben 
niemals auf, wer aufgibt, gewinnt 
nicht!] Das habe ich von meinem 
Freund Shaul Ladany, der Bergen-
Belsen überlebt hat und das Olym-
pia-Attentat 1972 in München. 

 Interview: Veronica Sina

Um für die veränderten Zukunftsanforderungen aufgestellt zu sein, hat der SoVD einen tiefgreifenden Erneuerungsprozess begonnen. 
Vertreter*innen aller Landesverbände und des Bundesverbandes gestalten den strategischen Prozess gemeinsam. Für den Aufbruch des SoVD 
steht ein neues Gesicht: Ab dem 1. September wird Michaela Engelmeier den Verband gegenüber Medien, Politik und breiter Öffentlichkeit 
vertreten. Zur Stärkung der SoVD-Spitze wurde für sie die zusätzliche Position einer hauptamtlichen Vorstandsvorsitzenden geschaffen.
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SoVD.TV

SoVD-Bundesvorstandsmitglied Armin Dötsch war zu Gast bei 
SoVD.TV. Er forderte die Politik zu deutlich mehr Investitionen in 
die Bildung auf.  

Barbara Metz von der Deutschen Umwelthilfe, die Schülerin Mari-
ella Pierza und Moderatorin Nele Bethsold bei „Kids on Air“. 

Foto: Wolfgang Borrs

Foto: Wolfgang Borrs

Es lohnt sich, die Website oder den Youtube-Kanal des SoVD zu 
besuchen. Denn dort sind viele neue Ausgaben von SoVD.TV zu 
finden. Von Ende Juni bis August wurden mehrere Sendungen zu 
den politischen Themen des SoVD ausgestrahlt. Ein Schwerpunkt 
war dabei Inklusion. In zwei Talkrunden gab es Diskussionen über 
Inklusion und Mobilität, unter anderem mit Inklusionsaktivist Con-
stantin Grosch, sowie über inklusives und barrierefreies Wohnen. 

Ein Teilaspekt war die Inklusion auch in der Sendung unter dem 
Titel „Bildung für alle“. Eingeladen waren dazu SoVD-Bundesvor-
standsmitglied Armin Dötsch und Daniel Jung, der mit seinem You-
tube-Kanal praktische, digitale Wissensvermittlung übernimmt. 

Dass immer mehr heute digital stattfindet, war Thema in der 
Ausgabe „Zukunft der Arbeit“ mit Dr. Claudia Bogedan, Geschäfts-
führerin der Hans-Böckler-Stiftung, und Sven Gábor Jánszky, einem 
der bekanntesten Zukunftsforscher Deutschlands. 

Auch bei „Kids on Air“, dem Ableger von SoVD.TV für die junge 
Generation, ging es im Sommer weiter. Dabei standen Themen, die 
sie direkt betreffen, im Mittelpunkt. In der Sendung zur Kinderar-
mut war Holger Hofmann, Bundesgeschäftsführer des deutschen 
Kinderhilfswerks, zu Gast. Besonders aktuell ist die Ausgabe zur 
Klimakrise. Moderatorin Nele Bethsold sprach darin mit Barbara 
Metz, Geschäftsführerin der Deutschen Umwelthilfe, über Auswir-
kungen und Maßnahmen zur Bekämpfung der Erderwärmung. In 
beiden Runden war zudem ein Nachrichtenblock mit aktuellen 
Informationen zum Thema eingeschoben. 

Alle Sendungen, jeweils mit musikalischen Gästen, sind auf 
dem Youtube-Kanal des SoVD oder direkt unter www.sovd.de/
medienservice/sovdtv abrufbar.  Sebastian Triesch

Interessante Talkrunden 
zu aktuellen Themen

Während der Sommermonate passierte ganz viel in den Studios 
von SoVD.TV. Mehrere Sendungen beschäftigten sich mit verschie-
denen Verbandsthemen.  Alle können noch online geschaut werden.

Die Schwächsten schützen
„Triage“ bezeichnet die Notlage, nicht alle Patient*innen versorgen zu können und die Behand-

lung nach Überlebenschancen zu priorisieren. Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber 
beauftragt, Menschen wirksam vor einer Benachteiligung aufgrund ihrer Behinderung zu schützen.

Das Bundesgesundheitsmi-
nisterium hat im Sommer einen 
Referentenentwurf für eine Än-
derung des Infektionsschutz-
gesetzes vorgelegt, der den 
Umgang mit Triage-Situationen 
künftig klarer regeln soll.

Der SoVD hat dazu eine Stel-
lungnahme veröffentlicht. Darin 
betont er, dass grundsätzlich al-
les dafür getan werden müsse, 
um Triagesituationen zu verhin-
dern. Positiv beurteilt der SoVD, 
dass im Entwurf ein ausdrück-
liches Benachteiligungsverbot 
formuliert ist. Der Verband be-
grüßt außerdem, dass im Ent-
scheidungsfall die aktuelle und 
kurzfristige Überlebenswahr-
scheinlichkeit als maßgebliches 
Kriterium herangezogen werden 
soll. Zustimmung gibt es vom 
SoVD darüber hinaus zur Veran-
kerung des Mehraugenprinzips. 

Doch an entscheidenden 
Stellen sieht der SoVD im Ent-
wurf Verbesserungspotenzial. 
Der Verband kritisiert, dass die 

Triage-Regelungen nur auf pan-
demiebedingte Knappheit von 
Behandlungskapazitäten be-
grenzt werden sollen. Weiterhin 
fürchtet er, dass durch die hohe 
Dringlichkeit von sensiblen Ent-
scheidungen Ausnahmen vom 
Mehraugenprinzip die Regel 

werden könnten. Zudem plädiert 
der SoVD für eine  verstärkte 
Auseinandersetzung mit dem 
Thema Aus- und Weiterbildung 
in der Medizin und Pflege. 

Die gesamte Stellungnahme 
steht online unter www.sovd.de/
sozialpolitik/stellungnahmen. str

SoVD veröffentlicht Stellungnahme zum Entwurf für Triage-Regelungen

Sollte es zur Triage kommen, darf niemand wegen einer Behinde-
rung benachteiligt werden, fordert der SoVD.

Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock

Bündnis fordert Sozialgipfel
Die steigenden Preise bereiten vielen Menschen in Deutschland zunehmend Sorge. Ein Bündnis aus 

SoVD, VdK, Tafel und Mieterbund will mit Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) deshalb über Entlastungen 
sprechen. Um Betroffene an diesem Dialog zu beteiligen, solle Scholz einen Sozialgipfel einberufen.

Gemeinsam mit dem Sozial-
verband VdK Deutschland, dem 
Deutschen Mieterbund und der 
Tafel Deutschland schloss sich  
der Sozialverband Deutschland 
(SoVD) zu einem schlagkräf-
tigen Bündnis zusammen. Mit 
einem Brief wandte dieses sich 
jetzt an den Bundeskanzler. In 
dem Schreiben heißt es unter 
anderem: „Angesichts steigen-
der Preise für Energie und Le-
bensmittel sowie der Folgen 
der Corona-Pandemie und des 
Krieges in der Ukraine haben 
mittlerweile viele Menschen 
in Deutschland Angst vor der 
Zukunft. Sie wissen nicht, wie 
sie die höheren Rechnungen 
für Strom, Gas und Öl bezahlen 
und wie sie durch Herbst und 
Winter kommen sollen.“

Sozialgipfel für einen 
möglichst breiten Dialog

Die Organisationen sprechen 
mit einer Stimme und richten 
ihre Kritik an die Adresse der 
Politik. Diese habe inzwischen 
zwar ein weiteres Entlastungs-
paket angekündigt und sich zu-
dem mit Arbeitgeber*innen und 
Gewerkschaften ausgetauscht. 
Nur mit den Betroffenen selbst, 

so der Vorwurf des Bündnisses,  
sei nicht geredet worden. Dies 
müsse sich umgehend ändern. 

Scholz solle daher so schnell 
wie möglich einen Sozialgipfel 
einberufen. Für Gespräche stün-
den die an dem Bündnis betei-
ligten Organisationen bereit.

Politik muss die Sorgen 
der Menschen ernst nehmen

Im Mittelpunkt eines solchen 
Sozialgipfels müssten Überle-
gungen stehen, wie eine sinn-

volle Entlastung angesichts 
hoher Kosten etwa für Energie 
oder Lebensmittel aussehen 
könne. Vor diesem Hintergrund 
forderte SoVD-Vizepräsiden-
tin Ursula Engelen-Kefer, die 
Ängste und Nöte der Menschen 
wirklich ernst zu nehmen. Als 
drängende Themen nannte sie 
unter anderem eine Energie-
pauschale für Rentner*innen 
sowie armutsfeste Regelsätze 
beim Bürgergeld und in der 
Grundsicherung. jos

SoVD und andere Organisationen drängen Bundesregierung zu schnellem Handeln

Neben Energie wurden auch Lebensmittel zuletzt immer teurer. 
Gerade Rentner*innen sind dringend auf Entlastung angewiesen.

Foto: s-motive / Adobe Stock
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Wie kalt der Winter wird, weiß 
niemand. Das Heizen aber wird 
in jedem Fall teurer.

Foto: deagreez / Adobe Stock

Den Anstieg der Energiekosten bekamen die Menschen in Deutschland bisher noch nicht in vollem Umfang zu spüren. Mit dem Beginn 
der Heizperiode sowie durch höhere Vorauszahlungen bei Gas und Strom wird sich das jedoch ändern. Expert*innen warnen, dass vor 
allem Rentner*innen und Geringverdienende betroffen sein werden. SoVD-Präsident Adolf Bauer forderte daher nicht nur schnelle und 
konkrete Entlastungen, sondern wies die Bundesregierung auch auf das Gebot der sozialen Gerechtigkeit hin.

Die Preise für Gas haben sich 
im Lauf der letzten Monate 
massiv erhöht – und sie steigen 
weiter. Hinzu kommt nun noch 
eine vom Verbrauch abhängi-
ge Gasumlage (siehe Kasten). 
Ebenfalls deutlich gestiegen 
sind die Ausgaben für Lebens-
mittel und Strom, Wie sehr das 
viele Menschen in Deutschland 
verunsichert, zeigt sich immer 
häufiger auch in den Sozial-

beratungs-
stellen 

des 
SoVD.

Die größten Probleme ha-
ben nicht so sehr Personen, 
die Hartz IV oder Sozialhilfe 
erhalten. Sie können höhe-
re Heizkosten in der Regel 
beim Jobcenter oder beim 
Sozialamt geltend machen. 
Bei Menschen, die nicht im 
Leistungsbezug sind, sieht 
das anders aus. So liegen 
etwa kleine Renten oft nur 
einige Euro über dem So-
zialhilfeniveau. Wie sehr es 
Betroffene schmerzt, dass 
ausgerechnet sie von der 
Energiepreispauschale aus-
genommen wurden, macht 
unter anderem die Zuschrift 
von SoVD-Mitglied Hans-
Dieter K. (Hameln) deutlich: 

Wir, ein Rentnerehepaar von 
82 Jahren, konnten uns im Laufe 
unseres Lebens keine Reichtümer 
erwerben. Mit unserer Rente kom-
men wir einigermaßen gut über 
die Runden. Nun aber kommen 
die immensen Energiekostenstei-
gerungen auf uns zu. Es ist eine 
Frage der Zeit, bis unsere Erspar-
nisse aufgebraucht sind. Warum 
erhalten wir Rentner die geplante 
Heizkostenzulage nicht?

Der SoVD stellte der Politik 
bereits mehrfach die gleiche 
Frage. Mit Nachdruck forderte 
Verbandspräsident Adolf Bauer, 
die Energiepreispauschale auch 
an Rentenbeziehende auszuzah-
len. Bauer weiß um die finanzi-
elle Not nicht zuletzt der SoVD-
Mitglieder. Er bekräftigte, dass 

an der Entlastung von Men-
schen mit geringem Einkom-
men kein Weg vorbeiführe.

Verärgert zeigte sich der 
SoVD-Präsident angesichts 
der von Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner (FDP) 
vorgestellten Steuerpläne. 
Ein Entlastungspaket, von 
dem in weiten Teilen auch 
Personen mit hohem Ein-
kommen profitieren, be-
zeichnete Adolf Bauer als 

einen „Schlag ins Gesicht“ 
für Rentner*innen und 

Geringverdienende.
 Joachim Schöne

Wie gut kommen wir durch den Winter?
Kosten für Strom und Gas steigen weiter – SoVD fordert solidarische Verteilung der Lasten

Zuletzt herrschte in Deutsch-
land eine Hitzewelle. Nun aber 
hält der kühlere Herbst Einzug.

Wofür eine 
Gasumlage?

Wer mit Gas heizt oder 
kocht, bezahlt hierfür schon 
jetzt mehr Geld. Ab Oktober 
fällt zusätzlich eine soge-
nannte Gasumlage von 2,4 
Cent pro Kilowattstunde 
an. Damit will die Bundes-
regierung systemrelevante 
Unternehmen unterstützen, 
die wichtig für die Versor-
gungssicherheit sind.

Höhere Einkaufspreise 
auf dem Weltmarkt

Bisher haben Anbieter in 
Deutschland ihr Gas über-
wiegend aus Russland be-
zogen. Seit dem russischen 
Angriff auf die Ukraine hat 
sich das geändert. Um ihre 
Verträge etwa gegenüber 
Stadtwerken zu erfüllen, 
müssen Firmen das Gas nun 
zu höheren Preisen kaufen. 
Diese Mehrkosten konn-
ten sie bisher nicht an die 
Verbraucher*innen weiter-
geben. Die Gasumlage soll 
jetzt einen Ausgleich er-
möglichen.

Staat reduziert die
Mehrwertsteuer auf Gas

Der Aufschlag gilt zu-
nächst bis Ende März 2024, 
kann in der Höhe jedoch 
alle drei Monate angepasst 
werden. Bezahlen müssen 
die Umlage sowohl Privat-
haushalte als auch Unter-
nehmen. Um die höhere 
Belastung abzufedern, ver-
sprach Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD), den Steuer-
satz auf den Gasverbrauch 
von bisher 19 auf 7 Prozent 
zu senken. jos

Das fordert 
der SoVD

Angesichts hoher Ener-
giekosten setzt sich der 
SoVD unter anderem ein für 
• eine gezielte Entlastung 

von Rentner*innen so-
wie von Haushalten mit 
geringen und mittleren 
Einkommen,

• ein Verbot von Strom- 
und Energiesperren im 
privaten Bereich,

• ein Moratorium bei 
der Kündigung für 
Mieter*innen, die ihre 
Nebenkostenabrechnung 
nicht fristgerecht bezah-
len können, sowie 

• weitere Entlastungsmaß-
nahmen für Grundsiche-
rungsbeziehende. Bis zu 
einer Neuberechnung 
sollten die Regelsätze ab 
sofort monatlich um 100 
Euro angehoben werden. 

„Niemanden allein lassen“
Angesichts umfangreicher Belastungen der Menschen in Deutschland hat Bundeskanzler Olaf 

Scholz (SPD) wiederholt versprochen, niemanden allein zu lassen. Über die konkrete Verteilung 
staatlicher Hilfen war man sich in der Ampelkoalition zuletzt jedoch nicht immer einig. 

In den letzten Wochen war 
viel von Entlastungen die Rede. 
Hier eine kurze Übersicht, was 
die Bundesregierung bisher auf 
den Weg gebracht hat.

 
Abschaffung der Umlage für 
erneuerbare Energien (EEG)

Bereits seit Juli bezahlen 
Verbraucher*innen und Firmen 
keine EEG-Umlage mehr über 
ihre Stromrechnung. Indirekt 
zahlen Bürger*innen jedoch 
weiter mit, da ein Ausgleich 
hierfür aus Steuermitteln über 
den Bundeshaushalt erfolgt. 

Hilfen für Beziehende von 
Arbeitslosengeld I und II

Erwachsene im Bezug von Ar-
beitslosengeld (ALG) II erhiel-
ten im Juli eine Einmalzahlung 
von 200 Euro. Wer ALG I bezieht, 
bekam einen Zuschuss von 100 
Euro.

Energiepreispauschale – 
Auszahlung mit dem Lohn 

Ein Großteil der Berufstätigen 

bekommt im September einma-
lig 300 Euro mit dem Gehalt aus-
gezahlt. Darauf fallen allerdings 
noch Steuern an. Rentner*innen 
und  Student*innen ohne Job da-
gegen gehen leer aus. 

Eltern erhalten einen 
Bonus von 100 Euro pro Kind

Der Staat stockt das Kinder-
geld einmalig um 100 Euro für 
jedes Kind auf. Für Beziehende 
von Sozialleistungen gilt der 
Bonus nicht als Einkommen.

Tankrabatt durch befristet 
abgesenkte Energiesteuer 

Für ingesamt drei Monate 
senkte die Bundesregierung 
die Energiesteuer auf Sprit. Das 
galt jedoch bis Ende August – 
danach ist wohl mit höheren 
Preisen für Benzin und Diesel 
zu rechnen.

Mit dem 9-Euro-Ticket 
quer durch die Republik

Für den gleichen Zeitraum 
konnte man für neun Euro pro 

Monat bundesweit den gesam-
ten Nahverkehr nutzen. Auch 
diese Erleichterung fällt ab 
September weg. 

Entlastung über die 
Steuererklärung für 2022

Rückwirkend zum 1. Januar 
dieses Jahres gelten ein höherer 
Grundfreibetrag (10.347 Euro) 
und eine höhere Werbungs-
kostenpauschale (1.200 Euro). 
Fernpendler*innen können zu-
dem pro Kilometer pauschal 
drei Cent mehr anrechnen.

Zuschuss des Staates 
zu den Heizkosten

Von einem höheren Heizkos-
tenzuschuss profitieren Gering-
verdienende: Wer allein lebt 
und Wohngeld bezieht, erhält 
270 Euro, für zwei Personen 
gibt es 350 Euro und für jede 
weitere Person 70 Euro dazu. 
Studierende mit BAföG und 
Beziehende einer Berufsaus-
bildungsbeihilfe erhalten pau-
schal 230 Euro. jos

So sahen die staatlichen Hilfen seit Beginn des Krieges in der Ukraine aus

Foto: JackF / Adobe Stock

Wir möchten gerne etwas über 
Ihre Situation angesichts hoher 
Energiekosten erfahren, um dar-
über in der SoVD-Zeitung berich-
ten zu können. Schreiben Sie per 
E-Mail an: redaktion@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redak-
tion „Soziales im Blick“, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin.

Info
Angesichts ebenfalls steigender 
Stromkosten sind elektrische 
Heizkörper wohl keine wirkliche 
Alternative.

Foto: Victor Koldunov / Adobe Stock
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Barrierefreiheit wird Pflicht
Medien sind für alle da. Künftig müssen Fernsehsender und Streamingdienste ein besonderes 

Augenmerk auf Barrierefreiheit richten. Das geht zurück auf eine Richtlinie der Europäischen Union, 
die durch eine Änderung des Medienstaatsvertrages jetzt auch in Deutschland in Kraft ist. 

Der zweite Medienände-
rungsstaatsvertrag (MÄStV) zur 
Stärkung der Barrierefreiheit in 
Medien ist am 30. Juni in Kraft 
getreten. Darin wird der Begriff 
„barrierefreies Angebot“ erst-
mals gesetzlich verankert. 

Fernsehangebote, sowohl 
öffentlich-rechtliche als auch 
private, Mediatheken und 
Video-on-demand-Angebote 
wie Streamingdienste müssen 
von nun an alle drei Jahre über 
den Stand der Barrierefreiheit 
in ihrem Angebot berichten. Zu-
sätzlich sind Aktionspläne über 
das zukünftige Engagement in 
Sachen Barrierefreiheit vorzu-
legen. 

Die Pflicht zur Barrierefrei-
heit gilt auch für sogenann-

te „Zugangsdienste“ wie die 
Google-Suche im Internet oder 
die Benutzeroberfläche eines 

Smart TVs. Diese müssen ihre 
Angebote ebenfalls barrierefrei 
gestalten, eine Selbsteinschät-
zung erstellen und sie künftig 
auf Verlangen einer Landesme-
dienanstalt vorlegen. 

Der Vertrag setzt damit Vorga-
ben aus der Richtlinie über die 
Barrierefreiheitsanforderungen 
für Produkte und Dienstleis-
tungen (European Accessibili-
ty Act EAA) der Europäischen 
Union um. Diese soll Menschen 
mit Beeinträchtigungen einen 
leichteren Zugang zu Medien 
ermöglichen. Auch der SoVD 
war an der Ausgestaltung des 
Medienstaatsvertrages betei-
ligt und hat eine Stellungnah-
me zum Diskussionsentwurf 
eingebracht.  str

Medienangebote sollen für Menschen mit Einschränkungen zugänglicher werden

SoVD-Bundesfrauensprecherin Jutta König war am 5. Juli zu 
Gast beim Deutschen LandFrauentag in Fulda. Unter dem Mot-
to „Das WIR im Blick“ gab es mehrere Auszeichnungen sowie 
Vorträge und Talk aus Politik, Gesellschaft und mit erfolgrei-
chen Unternehmerinnen, etwa: „Das Jahrzehnt der Frauen!?“.

LandFrauentag 2022

V. li.: Elke Ferner, Vorstandsmitglied im Deutschen Frauenrat, 
Petra Bentkämper, Präsidentin Deutscher LandFrauenverband  
(dlv), und Jutta König, Bundesfrauensprecherin des SoVD.

Auch Mediatheken sollen bar-
rierefrei nutzbar sein. 

Foto: katharina fischer / EyeEm / Adobe

__Was ist das Besondere an 
der SoVD-Jugend?

Hier geht es um die Zusam-
menarbeit von Menschen mit 
und ohne Behinderungen, um In-
klusion, um gemeinsam etwas auf 
die Beine zu stellen. Darum, sich 
bei jugendpolitischen Themen zu 
Wort zu melden und Lobbyarbeit 
zu betreiben, aber auch gemein-
sam die Freizeit zu verbringen, 
Aktionen zu starten, die dann 
auch politisch sein können.

__Welche Themen sind dabei denn aktuell die wichtigsten? 
Inklusion spielt immer eine sehr große Rolle! Aktuell beschäftigen wir 

uns aber auch mit Kinderarmut. Es gibt in Deutschland alarmierende 
Zahlen: 2,8 Millionen Kinder und Jugendliche wachsen in Armut auf, und 
die Wahrscheinlichkeit, arm zu bleiben, ist seit Ende der 80er-Jahre von 
40 auf 70 Prozent gestiegen. Die Schere zwischen Arm und Reich vergrö-
ßert sich, das beginnt schon bei Kindern. Darum setzt sich die Jugend für 
eine Kindergrundsicherung ein und fordert Kinderrechte im Grundgesetz. 
Zudem haben wir gerade Stellung genommen zur Kostenheranziehung 
von jungen Menschen in der Kinder- und Jugendhilfe. Und die Jugend 
fordert einen kostenlosen ÖPNV – schon länger, als es das 9-Euro-Ticket 
gibt. Auch das Klima ist unglaublich wichtig, das ist „das“ Zukunftsthema! 

__Warum sollten sich junge Leute sozialpolitisch engagieren?
Man kann was erreichen! Und bei uns erfährt man in der Gemein-

schaft ganz konkret, was Inklusion heißt, weil wir das leben – mit allen 
Facetten, die wir bedenken müssen. Wir können etwa für eine Sitzung 
eine Induktionsschleife anbieten, wenn jemand Probleme beim Hören 
hat. Im Bundesjugendvorstand sind immer behinderte und nicht be-
hinderte Menschen, und jemand muss auch nicht unbedingt studiert 
haben. Wir holen die Leute da ab, wo sie gerade stehen.

 Interview: Eva Lebenheim

„Hier erlebt man konkret, 
was Inklusion heißt“

Seine Aufgaben muss der Bundesjugendvorstand nicht allein 
schaffen. Ihn unterstützen hauptamtliche Mitarbeitende. Im Ge-
spräch ermuntert Dr.in Simone Real, stellvertretende Abteilungslei-
terin Sozialpolitik und jugendpolitische Referentin, zum Mitmachen.

Interview

Dr.in Simone Real

Einsatz für die SoVD-Jugend
Mitglieder bis 27 Jahre setzen im SoVD eigene Themen. Seit über 50 Jahren gibt es die Jugendarbeit 

– ein Alleinstellungsmerkmal bei Verbänden. Und man kann sich auch bundesweit einbringen, etwa 
beim Bundesjugendtreffen und der Bundesjugendkonferenz vom 14. bis zum 16. Oktober in Berlin.

Dann sind auch Wahlen zum 
Bundesjugendvorstand. Jetzt en-
gagieren sich darin diese acht 
jungen Menschen: Vorsitzender 
ist Sebastian Freese (Schleswig-
Holstein), seine Stellvertreterin 
sowie Schriftführerin ist Sabri-
na Struck (Niedersachsen). Als 
Schatzmeister amtiert Andreas 
Hupe (Nordrhein-Westfalen). 
Vertreter*innen der gewählten 
Landesgremien der selbststän-
digen Landesverbände sind für 
Niedersachsen Benedict Schmidt, 
für NRW Janna Ahrens und für 
Berlin-Brandenburg Celine Kem-
pe. Beisitzer und Beisitzerin sind 
Alexander Menzel (Niedersach-
sen) und Sarah Dehn (NRW).

Sie diskutieren bei Sitzungen 
etwa über Barrieren, Armut, Kli-
ma, Krieg und soziale Auswirkun-
gen wie diese: Laut einer neuen 
Bertelsmann-Studie haben 60 
Prozent der jungen Menschen 
Angst vor Wohlstandsverlusten. 

Einsatz für inklusive Schule 
und echte Barrierefreiheit

Topthema bleibt die Inklusion. 
Die Jugend fordert „eine Schule 
für alle“; das ist noch lange nicht 
verwirklicht. „Es gibt immer noch 
Bestrebungen, Förderschulen 
aufrechtzuerhalten. Das ist was, 
womit wir gar nicht gut leben 
können. Die Barrieren müssen in 
den Köpfen abgebaut werden“, 
sagt Sebastian Freese. Und Bar-
rierefreiheit bedeute nicht nur 
Bauliches. Vieles andere gehöre 

dazu, zum Beispiel Infos in Leich-
ter Sprache. Zur SoVD-Bundes-
jugendkonferenz wird die ganze 
Delegiertenmappe so übersetzt 
– nicht gerade Standard.

„Wir wünschten, wir hätten 
schon mehr erreicht. Wie in der 
Frauenpolitik ist auch hier der 
Fortschritt eine Schnecke!“, är-
gert sich Sabrina Struck. „Es gibt 
Gesetze, aber es dauert lange, 
bis das dann umgesetzt wird!“ 

Spaß an der Gemeinschaft: 
Kiel-Freizeit im September

Bei aller Politik ist auch Spaß 
wichtig. Hier bedauert der Bun-
desjugendbeauftragte Armin 
Dötsch: „Durch Corona konnten 
wir uns die letzten zwei Jahre 

wenig sehen. Das Wir-Gefühl 
ist leider etwas auf der Strecke 
geblieben, der persönliche Kon-
takt, die Freude an gemeinsa-
men Aktionen.“ Deshalb geht es 
vom 16. bis zum 18. September 
nach Kiel auf eine Freizeit in 
einer Jugendherberge; mit Ju-
gendpolitik, Spielen und einem 
Tag am Meer. Wer mitfährt, zahlt 
nur 20 Euro dazu. Alle Infos gin-
gen an die Landesverbände, An-
meldungen bitte per E-Mail an: 
kevin.pusch@sovd.de.

Und auch wer sich im nächs-
ten Vorstand einbringen möchte, 
meldet sich gern beim Jugend-
referat seines Landesverbandes. 

Mehr zur SoVD-Jugend steht auf 
www.sovd.de bei „Über uns“.  ele

Junge Menschen im Ehrenamt: im Bundesjugendvorstand aktiv für politische Anliegen

Beim SoVD-Inklusionslauf, v. li.: Beisitzer Alexander Menzel, Bun-
desfrauensprecherin Jutta König, Bundesjugendvorsitzender Sebas-
tian Freese sowie Simone Real und Kevin Pusch vom Jugendreferat.
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Pläne für Bürgergeld vorgestellt

Verbände reichen Klagen ein

Es ist eines der zentralen Projekte im Koalitionsvertrag: Die Grundsicherung „Hartz IV“ soll durch 
das neue „Bürgergeld“ abgelöst werden. Ende Juli hat Bundesarbeitminister Hubertus Heil (SPD) erste 
Punkte des neuen Modells vorgestellt, das zum 1. Januar 2023 kommt. 

Die Regelsätze in der Grundsicherung halten mit der steigenden Inflation nicht mehr mit. Mit 
Klagen bis vor das Bundesverfassungsgericht wollen SoVD und VdK erreichen, dass der Gesetzgeber 
seiner Pflicht nachkommt, das Existenzminimum in Zeiten extremer Preissteigerungen zu sichern. 

Etwa sieben Millionen Men-
schen in Deutschland beziehen 
Grundsicherung; ob im Alter 
oder bei Arbeitslosigkeit („Hartz 
IV“). Die Höhe der Regelsätze 
in der Grundsicherung wird 
jährlich neu ermittelt. Die An-
passungen sollen die Kaufkraft 
erhalten und das Existenzmini-
mum sichern. Anfang 2022 be-
trug diese Anpassung lediglich 
drei Euro für Erwachsene und 
gerade einmal zwei Euro für 
Kinder.

Für die Sozialverbände SoVD 
und VdK ist diese Erhöhung 
keinesfalls ausreichend. Wie 
angekündigt (Soziales im Blick 
Juli / August 2022, Seite 6) ha-
ben die Verbände in mehreren 
Verfahren Klagen eingreicht, 
um höhere, den tatsächlichen 
Lebenshaltungskosten ange-
passte Regelsätze zu erreichen. 
Dabei stützen sie sich auf zwei 
Urteile des Bundesverfassungs-
gerichts, in denen es festge-
stellt hat: „Ist eine existenz-
gefährdende Unterdeckung 

Was ändert sich außer dem 
Namen der Leistung? Manches 
steht schon fest, entscheidende 
Fragen sind aber offen. Nicht zu-
letzt fehlen Angaben zur Höhe 
des Bürgergelds. Heil spricht 
lediglich von einer „angemes-
senen Erhöhung der Regelsät-
ze“. Die wichtige Frage, ob die 
Änderungen auch bei Grundsi-
cherung im Alter oder nur beim 
Arbeitslosengeld II („Hartz IV“) 
greifen, ist nicht geklärt. 

Regeln bei Schonvermögen 
und Unterkunft verbessert

Bei anderen Fragen sind die 
Pläne schon weiter. So sollen 
Vermögen und Angemessen-
heit der Wohnung erst nach 
24 Monaten Bürgergeldbezug 
überprüft werden. Nach den 
zwei Jahren ist ein höheres 
Schonvermögen vorgesehen 
als aktuell. 

Weiterhin ist geplant, den 
Vermittlungsvorrang im SGB II 

abzuschaffen. Die Pflicht, qua-
si jeden angebotenen Job an-
nehmen zu müssen, wird damit 
gelockert. Stattdessen erfolgt 
eine Aufwertung der Aus- und 
Weiterbildung, für die ein mo-
natlicher Ausgleich von 150 
Euro geplant ist. 

Zudem sind neue Regelun-
gen für Sanktionen angedacht 
und zu viel ausgezahlte Beträge 
unterhalb einer Bagatellgrenze 
sollen nicht mehr zurückge-
zahlt werden müssen. 

SoVD dringt auf spürbar
höhere Regelsätze

Der SoVD begrüßt die Vor-
schläge zum Schonvermögen 
und der Angemessenheit der 
Unterkunft ausdrücklich. 

Ein entscheidendes Kriterium 
für das Gelingen der Reform ist 
nach Einschätzung des Ver-
bandes die noch offene Höhe 
der Regelsätze. Diese müssen 
deutlich steigen und ein men-
schenwürdiges soziokulturelles 
Existenzminimum garantieren. 
Genaue Angaben zur Höhe des 
Bürgergelds enthält der Geset-
zesentwurf, der demnächst ver-
öffentlicht wird.  str

Verbesserungen für Leistungbeziehende in Grundsicherung – Höhe noch offen

SoVD und VdK kämpfen für höhere Regelsätze in der Grundsicherung

SoVD-Vizepräsidentin Ursula Engelen-Kefer und VdK-Präsidentin 
Verena Bentele veröffentlichten ein gemeinsames Video zur Klage. 

Das Bürgergeld soll im nächsten Jahr die Grundsicherungsleistung 
„Hartz IV“ ablösen. Viele Details dazu sind noch offen. 

Foto: Pavlo Vakhrushev / Adobe Stock

durch unvermittelt auftreten-
de, extreme Preissteigerungen 
nicht auszuschließen, darf der 
Gesetzgeber dabei nicht auf 
die reguläre Fortschreibung der 
Regelbedarfsstufen warten.“

Das aber, so die beiden Sozi-
alverbände, habe die Bundesre-
gierung getan, als sie die Regel-

sätze Anfang des Jahres um nur 
0,76 Prozent angehoben hatte. 
Zu dieser Zeit stieg die Inflati-
onsrate bereits seit Monaten 
und lag bei knapp fünf Prozent 
und ist mittlerweile deutlich 
höher. Auch die Einmalzahlun-
gen reichen nicht aus, um die 
Kosten aufzufangen.  str

Mitwirkende bei der inklusiven Regatta in Berlin-Grünau. Auch 
die neue SoVD-Bundesvorstandsvorsitzende Michaela Engelmei-
er (erste Reihe, 3. v. li.) und Vizepräsidentin Ursula Engelen-Kefer 
(rechts neben ihr) waren vor Ort. 

Foto: Anja Fuchs

Der Kreisverband Diepholz war Partner beim Nachbarschaftsfest 
des inklusiven Wohnprojektes der Lebenshilfe Grafschaft Diepholz 
am 13. August. Das bunte Fest war auch eine nachgeholte Einwei-
hungsfeier des 2020 eröffneten Projektes. Mitglieder der SoVD-
Ortsverbände kümmerten sich um den Betrieb der Cafeteria und 
der Getränkestände. 

Am 19. August, organisierten der SoVD-Landesverband Baden-
Württemberg und der Ortsverband Schwetzingen-Neulußheim ein 
Grillfest für die Bewohnenden einer Lebenshilfe-Einrichtung.

Wie im vergangenen Jahr veranstaltete der SoVD-Landesver-
band Berlin-Brandenburg in diesem Jahr zum tag des wir am 21. 
August wieder eine inklusive Regatta. Dabei saßen Menschen 
mit und ohne Behinderungen buchstäblich „im selben Boot“. Der 
SoVD-Bundesverband sorgte dabei für ein sportliches Rahmen-
programm für Kinder mit Torwandschießen und Zielwerfen. 

Impressionen von den Veranstaltungen gibt es unter www.sovd.de/
tag-des-wir. 

SoVD feierte Inklusion 
am „tag des wir“

Zweite Ausgabe des Aktionstages am 21. August

Mehrere SoVD-Organisationen vom Bundes- bis zum Ortsver-
band hatten in diesem Jahr Aktionen rund um den „tag des wir“ 
geplant. Bei allen stand das gelebte Miteinander von Menschen 
mit und ohne Behinderung im Mittelpunkt.

SoVD-Malbuch zum
Schulbeginn

In den meisten Bundesländern hat das neue Schuljahr be-
reits begonnen. Pünktlich dazu hat der SoVD sein Angebot 
an Unterrichtsmaterialien erweitert. Seit Kurzem gibt es das 
neue SoVD-Malbuch, in dem der Rolandbär im Mittelpunkt 
steht und zu vielen Aktivitä-
ten aufruft. 

Er lädt ein zum Ausmalen, 
Rätseln, Spielen und Basteln. 
Die Kinder können die Ergeb-
nisse der Beschäftigung mit 
dem Malbuch gerne an den 
SoVD schicken. Einige Ein-
sendungen werden auf der 
Internetseite des Verbandes 
veröffentlicht. 

Das Mal- und Bastelbuch 
gibt es zum Download unter 
www.sovd.de/schulmaterial 
oder bereits gedruckt direkt 
zum Bestellen per E-Mail mit  
dem Betrefff „Malbuch“ an 
kontakt@sovd.de. 

Willkommen  
in der Schule

Malbuch

Sozialverband Deutschland

Der Rolandbär lädt Schulkin-
der zum Malen und mehr ein.
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Am 12. August waren Vertreter*innen vom SoVD-Bundes-
verband und des Landesverbandes NRW im Rahmen der Kam-
pagne gegen soziale Kälte mit einem Plakatmobil und einem 
Inklusionstaxi am Kölner Neumarkt. In vielen Gesprächen 
ging es um Barrieren für Menschen mit Behinderungen und 
Hinweise auf die Angebote des SoVD. Das Litomobil mit der 
großen SoVD-Tafel war im gesamten Stadtgebiet unterwegs 
und lenkte Aufmerksamkeit auf den SoVD. 

SoVD-Aktion „Gegen 
soziale Kälte“ in Köln

SoVD-NRW-Vorsitzender Franz Schrewe (li.) und Bundesfrau-
ensprecherin Jutta König (Mitte) waren beim SoVD-Mobil. 

Sport kann Emotionen transportieren sowie Wissen, Verständnis 
und Inklusion fördern. Die DGUV betont zudem die große Rolle bei 
der Rehabilitation nach Unfall oder Krankheit. Daher sei nicht nur 
der Spitzensport von Menschen mit Behinderungen interessant. 
Gerade auch mit Berichten über den Breitensport könnten Medien 
etwas für Teilhabe tun. Hier zeigten Beiträge aus fünf Kategorien 
die Vielfalt im Para-Sport oder informierten zu Hintergründen und 
Bedingungen, auch gegenüber dem Nicht-Behindertensport. 

Ein Sonderpreis ehrt zudem hohen Einsatz im Sport selbst. 2022 
ging er ans paralympische Team der Ukraine als Zeichen der Solida-
rität. Es erbrachte trotz Krieg und Sorgen Höchstleistungen bei den 
Paralympics in Peking und holte den zweiten Platz im Medaillenspie-
gel. Viele Athlet*innen widmeten ihre Medaillen dem Frieden.  ele

Alle Preise stehen unter: www.dguv.de/rehasport/projekte/gpma.

Spot an für Para-Sport
German Paralympics Media Award soll Teilhabe stärken

Nach einer Pause 2021 vergab die Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung (DGUV) im Juli zum 21. Mal den German Paralympic 
Media Award. Der Preis richtet sich vor allem an Journalist*innen: für 
herausragende Berichte zum Breiten-, Reha- und Leistungssport von 
Menschen mit Behinderungen. Doch es geht auch um Engagement.

„Platten-Star“: Das in der Kategorie Foto prämierte Porträt des 
ägyptischen Tischtennisspielers Ibrahim Hamadtou in Aktion ist 
ein Beispiel für gute Darstellungen des Behindertensports.

Foto: Marcus Brandt / picture alliance / dpa

Solidarisch in Krisenzeiten
Barrieren, Gesundheit, Mobilität, Krisen und Krieg: Diese und viele andere Themen erfordern Soli-

darität. Menschen mit Behinderungen sind hier stets „mitzudenken“. Dafür setzen sich die über 140 
Organisationen des Deutschen Behindertenrates (DBR) weiter ein; darunter natürlich der SoVD, der das 
Bündnis 2022 leitet. Nach der Bundestag-Sommerpause gehen auch die Gespräche mit der Politik weiter.

So stand ein Treffen mit den 
Ministerien für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) sowie für Arbeit und 
Soziales (BMAS) an, um den 
nächsten „Global Disability Sum-
mit“ vorzubereiten. Der interna-
tionale Gipfel zu Behinderung 
und Inklusion sammelt weltweit 
Probleme und Konzepte und 
prüft den Fortschritt. 

Und da gibt es in Deutschland 
noch viel zu tun. Denn auch 
wenn etwa im Sport just viele 
Sommer-Veranstaltungen von 
Paralympics bis SoVD-Inklusi-
onslauf positive Beispiele ga-
ben: Die Teilhabe aller überall 
verbauen noch viele Barrieren.

Mehr Tempo beim Abbau 
von Hindernissen

Neu ist im DBR daher etwa die 
AG „Barrierefreier Tourismus“.  
Andere AGs bleiben am Ball; und 
im Austausch, wie „Barrierefreie 
Arztpraxen“ mit der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung.

Auch der EU-Kommission geht 
die Entwicklung zu langsam. Sie 
leitete ein Vertragsverletzungs-
verfahren gegen Deutschland 
und andere Länder ein, die die 
Behindertenrechtskonvention 
nicht erfüllen. Der DBR gab dem 
Nachdruck: „Ohne Barrierefrei-
heit keine Inklusion! Wir hoffen, 
dass diese Botschaft auch endlich 
in der Politik ankommt“, so Spre-
cherratsvorsitzender Adolf Bauer. 
Schon 2021 hatten der DBR und 
etliche Akteure das Barrierefrei-
heitsstärkungsgesetz kritisiert. 
Es nutze EU-Vorgaben nicht ge-
nug, biete zu viele Ausnahmen 
und zu lange Übergangsfristen.

Schutz vor Diskriminierung: 
zwiespältiges Triage-Gesetz

Zudem befasste sich der DBR 
weiter mit dem Katastrophen-
schutz für Menschen mit Behin-
derungen, besonders der Triage. 

Ein neues Gesetz setzt „Leitplan-
ken“ für diskriminierungsfreie 
Entscheidungen, wenn sie nicht 
mehr verhinderbar sind. Der DBR 
sieht hier Licht und Schatten. 

Positiv wertet er, dass eine 
„Ex-Post-Triage“ über schon zu-
geteilte Intensivmedizin ausge-
schlossen ist. Auch das „Mehr-
augenprinzip“ begrüßt er: Eine 
Person mit Fachwissen zur Vor-
erkrankung oder Behinderung 
soll mitreden, um nicht direkt 
eine kleinere Überlebenswahr-
scheinlichkeit anzunehmen. 
Doch bei Eile soll es Ausnahmen 
geben – für Bauer „ein Einfalls-
tor, die Schutzvorschrift regel-
haft zu umgehen“ (siehe auch 
Seite 4 zur SoVD-Position).

Zusammenhalt in Zeiten 
von Krieg und Krisen

Großes Thema bleibt gene-
rell die Solidarität in Krisen, 
nicht nur in der Pandemie. Die 
spezielle Situation behinderter 
Ukrainer*innen seit dem Krieg 
beschäftigt die Verbände weiter. 
Viele setzen sich für Hilfen ein.

Dazu traf der DBR-Sprecherrat 
online den Bundesbehinderten-
beauftragten, Jürgen Dusel; mit 

ihm gab es schon mehrere pro-
duktive Gespräche. Diesmal ging 
es vor allem um die „Eingliede-
rungshilfe für Ausländer“ im 
SGB IX (§ 100 Abs. 1 S. 1). Dusel 
tauscht sich dazu auch mit den 
Beauftragten der Länder aus, 
und der DBR berichtete ihm Pro-
bleme aus der Praxis. Geflüchte-
te mit Behinderungen erhielten 
oft keine Eingliederungshilfe. 

Die Unterkünfte waren ebenso 
Thema. Auf der von zahlreichen 
DBR-Verbänden getragenen 
Plattform www.hilfsabfragen.de  
können Organisationen ihre An-
gebote zu Wohnen und Transfer 
für Menschen mit Handicap ein-
tragen, die aus Kriegs- und Kri-
sengebieten geflohen sind. 

Große Verbände wie SoVD und 
VdK weisen auf ihren Webseiten 
auf ihre Beratung hin, teils auf 
Ukrainisch. Viele behinderte Ge-
flüchtete wissen nichts davon – 
oder von Teilhabeleistungen. 

Personen mit Handicap 
schadet die Lage besonders

Die weltpolitische Situation 
wirkt sich aber auch auf deut-
sche Bürger*innen aus. Auch 
hier ist Solidarität gefragt. Und 
fast acht Prozent Inflation sowie 
hochschnellende Energiepreise 
bringen Menschen mit Behin-
derungen erst recht in Not. Sie 
müssen überdurchschnittlich 
viel Geld für Medikamente oder 
Strom für Hilfsmittel ausgeben 
oder brauchen ein Auto für re-
gelmäßige Arztbesuche. Zudem 
sind sie „besonders gefährdet“, 
falls die Corona-Lage im Herbst 
schlechter wird. Der DBR mahnt 
die Politik, das zu berücksichti-
gen.  Eva Lebenheim

DBR bleibt am Ball – für Problembewusstsein, Schutz und bessere Behindertenrechte

Menschen mit Behinderungen brauchen besonderen Schutz in Pan-
demien und anderen Krisen. Finanzielle Folgen treffen sie auch härter.

Geflüchteten mit Behinderungen stehen Teilhabeleistungen zu.
Foto: mjowra / Adobe Stock

Foto: M.V.schiuma / Adobe Stock
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Pflegende Angehörige benötigen mehr Unterstützung. Darauf 
weist der SoVD Schleswig-Holstein mit diesem Plakatmotiv hin.

Norbert Weber ist neuer 1. 
Landesvorsitzender im SoVD-
Landesverband Rheinland-
Pfalz / Saarland. Der 66-Jährige 
ist seit über 50 Jahren ehren-
amtlich aktiv. Seit 2016 gehört 
er dem Vorstand des Ortsver-
bandes Rülzheim an; 2019 
übernahm er dessen Vorsitz und 
wurde Mitglied im Vorstand des 
Kreisverbandes Germersheim.

Personalien

In den letzten 22 Jahren hat 
Christiane Plewka aus Dith-
marschen nicht einen Tag Ur-
laub gemacht. Seit der Geburt 
Ihres Sohnes Joost-Max ist sie 
jeden Tag für ihn da. Immer. 24 
Stunden lang. Denn Joost-Max 
ist schwerbehindert, hat den 
höchsten Pflegegrad und benö-
tigt eine Betreuung rund um die 
Uhr. Was Christiane Plewka dafür 
bekommt? Nicht viel – ein we-
nig Pflegegeld und die Gewiss-
heit, dass sie im Alter auf Grund-
sicherung angewiesen sein wird. 
Denn damit sie Tag und Nacht 
für ihren Sohn da sein kann, lebt 
die 54-Jährige von Hartz IV.

Christiane Plewka ist kein Ein-
zelfall. „Pflegende Angehörige 
werden in diesem Land im Gro-
ßen und Ganzen allein gelas-
sen“, kritisiert Alfred Bornhalm, 

Als maßgeblich nannte der 
Landrat unter anderem das jahr-
zehntelange Engagement im 
kommunalpolitischen Bereich. 
Franz Schrewe habe als Diplom-
Finanzwirt, Berater und Ausbil-
der nach der Wende tatkräftig am 
Aufbau der Finanzverwaltung in 
den neuen Ländern mitgewirkt 
und eine herausgehobene Rolle 
für das Zusammenwachsen der 
beiden deutschen Staaten ein-
genommen. 

Seine Heimatstadt Brilon 
prägte er als Bürgermeister 
dann von 1999 an 15 Jahre 
lang hauptamtlich. Dabei sei 
es Schrewe gelungen, die Men-
schen über Parteigrenzen hin-
weg für sich zu gewinnen und 
Brilon als Hansestadt zu posi-
tionieren. Auch der amtierende 
Bürgermeister würdigte seinen 
Vorgänger im Rathaus und gra-
tulierte ihm im Namen der ge-
samten Bürgerschaft. 

„Für unseren Verband ist 
dieses Briloner Urgestein ein 
Glücksfall“, lobte Helmut Etz-
korn, 2. Landesvorsitzender im 
SoVD NRW. Dank seiner boden-
ständigen und ausgleichenden 

Landesvorsitzender des SoVD 
Schleswig-Holstein. „Wir for-
dern deshalb schon länger eine 
Lohnersatzleistung wie das El-
terngeld, finanziert aus Steuern. 
Denn jeder, der einen Familien-
angehörigen zu Hause pflegt, 
leistet einen riesigen Dienst für 
die Gesellschaft.“

Die steuerfinanzierte Lohner-
satzleistung ist eine der Kern-
forderungen, mit denen der 
SoVD-Landesverband an die 
Öffentlichkeit gegangen ist. Seit 
dem späten Frühjahr läuft die 
Kampagne „Pflege zum Leben“; 
unter anderem mit Zeitungsan-
zeigen, Radiospots und weite-
ren Aktivitäten in den Kreis- und 
Ortsverbänden. Die Resolution 
für „Pflege zum Leben“ wurde 
bereits auf mehreren Kreisver-
bandstagungen verabschiedet 

Art sei Franz Schrewe nicht nur 
ein Teamplayer, sondern eine 
echte Integrationsfigur. Sein 
Herz schlage für diejenigen, die 
nicht auf der Sonnenseite im 
Leben stehen. Seit sieben Jah-
ren führe er den SoVD NRW nun 
souverän und ohne Allüren. 

Etzkorn fand noch mehr an-
erkennende Worte: „Es macht 
uns im Verband ehrlich Freu-

und in die örtliche Presse ge-
bracht.

„In der Pflegeversicherung 
liegt einiges im Argen“, so Alfred 
Bornhalm. „Wir müssen uns ne-
ben dem Schicksal der pflegen-
den Angehörigen nur die Kosten 
für einen Heimplatz ansehen – 
wie soll man das noch bezahlen?“ 
Außerdem wünscht sich Born-
halm, dass die Kommunen mehr 
Gestaltungsfreiheit bekommen, 
wenn es um die Planung von 
Pflege geht. Dieses spezielle 
Thema wird Anfang Oktober auf 
einer Fachtagung in Neumünster 
erörtert – unter Beteiligung von 
Kommunal- und Landespolitik 
sowie Expert*innen.

Weitere Informationen zu der 
Kampagne „Pflege zum Leben“ 
finden Sie im Internet unter: 
www.sovd-sh.de.

de, mit ihm als Chef für mehr 
soziale Gerechtigkeit in unse-
rem Lande kämpfen zu dürfen. 
Wir wissen, was wir an ihm 
haben, nicht nur mit Blick auf 
seine menschlichen, sondern 
auch auf seine fachlichen Qua-
litäten.“ Nicht umsonst leite 
Schrewe inzwischen auch den 
Finanzausschuss im SoVD-Bun-
desverband.

Angehörige nicht allein lassen!

Hohe Ehrung für Franz Schrewe

Allein im Bundesland Schleswig-Holstein erhalten rund 110.000 Menschen Leistungen aus der 
Pflegeversicherung – Tendenz steigend. Gleichzeitig schildern Mitglieder im Rahmen der Sozialbe-
ratung immer häufiger, wie extrem das ganze System „auf Kante genäht“ ist. Mit seiner Kampagne 
„Pflege zum Leben“ möchte der SoVD Schleswig-Holstein daher auf Missstände aufmerksam machen. 
Er fordert die Politik auf, pflegende Angehörige nicht allein zu lassen.

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier verlieh Franz Schrewe, dem Landesvorsitzendern des 
SoVD Nordrhein-Westfalen, das Bundesverdienstkreuz am Bande. Überreicht wurde es dem 72-Jäh-
rigen vom Landrat des Hochsauerlandkreises, Dr. Karl Schneider, am 13. Juli im Hotel am Kurpark in 
Brilon, Schrewes Heimatstadt.

Schleswig-Holstein

Nordrhein-Westfalen

Der Ehrung wohnten Freund*innen und Weggefährt*innen bei 
(v. li.): Klaus Kienemann, Matthias Veit, Gerda und Franz Schrewe, 
Jutta König, Helmut Etzkorn, Klaus Domhan und Norbert Tigges.

Der Deutsche Verkehrsgerichtstag zählt zu den wichtigsten Tref-
fen von Fachleuten für Verkehrssicherheit und -recht. Dort abge-
gebene Empfehlungen bilden häufig die Grundlage für Gesetze 
und Vorschriften. Auf einer Pressekonferenz forderte Kongress-
präsident Ansgar Staudinger nun, die Regelungen hinsichtlich 
elektrischer Roller zu überdenken. Der Professor für Rechtswis-
senschaften erachtet die Unterscheidung zwischen Fahrzeugen, 
die schneller und langsamer als 20 Kilometer pro Stunde fahren, 
als nicht sinnvoll.

In gleicher Weise äußerte sich auch der Automobilclub von 
Deutschland (AvD). Die derzeitige Regelung benachteilige Ge-
schädigte. Zudem forderte der AvD, Polizei und Ordnungsbehörden 
personell besser auszustatten, um Verkehrsverstöße etwa von E-
Scooter-Fahrer*innen besser ahnden zu können. Denkbar sei auch 
eine Versicherungspflicht für diese Roller. jos

E-Scooter: Wer sollte
bei einem Unfall haften?

Expert*innen fordern rechtliche Änderungen

Verursacht eine Person mit einem E-Scooter einen Unfall, muss 
sie für Schäden in den meisten Fällen nicht haften. Im Rahmen des 
Verkehrsgerichtstages bezeichneten Expert*innen diese Regelung 
des Haftungsrechtes jetzt als nicht mehr zeitgemäß.
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Niedersachsen

Taxi-Zuschlag für Rollstuhlfahrer*innen?
Immer mehr Kommunen in Niedersachsen beschließen aufgrund der gestiegenen Preise eine neue Gebührenordnung für Taxifahrten. Oft beinhaltet diese auch einen 

zusätzlichen Aufschlag für Rollstuhlfahrer*innen. Der SoVD in Niedersachsen ist empört über die Vorhaben und sieht damit Menschen mit Behinderungen in ihrer ge-
sellschaftlichen Teilhabe massiv benachteiligt. Niedersachsens größter Sozialverband fordert deshalb von den Kommunen, den Zuschlag nicht zu genehmigen.

Kleiner Einsatz, große Wirkung:  
Hinterlassen Sie bleibenden Eindruck!

www.sovd-shop.de
Schauen Sie vorbei, und entdecken Sie die Werbemittelwelt des SoVD:

Ob praktische Helferlein im Alltag, Streuartikel für Ihren Messestand oder  
kleine Präsente für Technik-Freunde – in unserem Werbemittel-Shop  
finden Sie viele Artikel, mit denen Sie Ihre ehrenamtliche Arbeit unterstützen  
oder einfach anderen eine Freude machen können. Damit bleiben Sie in  
Erinnerung, denn – über ein kleines Geschenk freut sich jeder!

Rollstuhlfahrer*innen, deren Rollstuhl nicht zusammenklappbar ist, müssen bei Taxifahrten in vielen 
Kommunen Niedersachsens eine Extra-Gebühr – zwischen fünf und zehn Euro – zahlen.

Aufgrund der Preissteigerun-
gen möchten zahlreiche Taxi-
unternehmen in Niedersachsen 
höhere Beförderungsentgelte 
verlangen. Zusätzlich sollen 
Menschen, die im Rollstuhl 
sitzen, einen Zuschlag zahlen. 
Begründet wird dies häufig mit 
erhöhtem Zeitaufwand und hö-
heren Anschaffungskosten bei 
den Fahrzeugen. Viele Kom-
munen stimmen derzeit über 
diese Planung ab – mit un-
terschiedlichen Ergebnissen.  
In Rotenburg müssen Betrof-
fene seit Mitte August sieben 
Euro mehr zahlen. Auch in an-
deren Landkreisen wie Oster-
holz und Verden gibt es einen 
Beschluss über die Einführung 
der Extra-Gebühr.

„Wir sind wirklich fassungslos. 
Deutlicher kann man Menschen 
mit Behinderung nicht diskri-
minieren“, kritisiert Bernhard 
Sackarendt, Landesvorsitzen-
der des SoVD in Niedersachsen. 
Mit dieser Regelung verwehre 
man Betroffenen eine flexible 
und selbstbestimmte Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben. 
„Dabei ist das gerade in ländli-
chen Regionen wichtig“, betont 
Sackarendt weiter. Von den 
Kommunen fordert er, eine sol-
che Gebührenordnung abzuleh-
nen – auch, um Einheitlichkeit 
herzustellen. 

Die Landkreise in Nieder-
sachsen kamen bislang zu ganz 
unterschiedlichen Einschät-
zungen – sowohl darüber, ob 
eine Extra-Gebühr eingeführt 
werden soll oder nicht, als 

auch über deren genaue Höhe. 
Diejenigen Kommunen, die 
sich bislang für den Zuschlag 
für Rollstuhlfahrer*innen aus-
gesprochen haben, haben eine 
Höhe zwischen fünf und zehn 
Euro pro Fahrt festgelegt.  
Während in Nienburg das zu-
sätzliche Entgelt fünf Euro 
beträgt, beläuft sich die Extra- 
Gebühr beispielsweise im 
Landkreis Northeim auf zehn 
Euro pro Fahrt.

Argumente des SoVD  
werden berücksichtigt

Andernorts befassen sich 
Kommunalpolitiker*innen noch 
eingehend mit der Fragestel-
lung und berücksichtigen dabei 
auch die Einwände des SoVD. 

Im Heidekreis wird die Pro-
blematik derzeit im Sozial-
ausschuss behandelt. Eine 
mögliche Einführung des Extra-
Entgelts hatte der SoVD-Kreis-
verband Heidekreis deutlich 
kritisiert. Ein Kreistagsmitglied 
stufte die Regelung ebenfalls 
als sozial ungerecht ein und 
stellte erfolgreich einen An-
trag, um die Frage im Sozial-
ausschuss zu diskutieren. 

In Wilhelmshaven wurde der 
Zuschlag beschlossen, da es im 
Stadtrat nur eine Gegenstim-
me gab. Rollstuhlfahrer*innen, 
deren Rollstuhl nicht zusam-
menklappbar ist, sollen pro 
Taxifahrt zehn Euro zusätzlich 
zahlen. Der SoVD bemängelte 
die Entscheidung für ein Extra-
Entgelt in einer Pressemittei-
lung und forderte, die Gebühr 

nicht zu erheben. Die SoVD- 
Kritik am Beschluss des Stadt-
rats wurde vom Ratsvorsit-
zenden daraufhin als unde-
mokratisch und unzulässig 
beurteilt. Diese Äußerungen 
gaben jedoch nicht die Meinung 
der übrigen Vertreter*innen des 
Stadtrats wieder, wie diese klar-
stellten. Die Fraktion der Grü-
nen verlangte eine öffentliche 
Entschuldigung des Ratsvorsit-
zenden und der Ratsherr sagte, 
der SoVD habe jedes Recht, sei-
ne Kritik zu äußern. 

Zusätzlich kontaktierte der 
SoVD-Landesverband die 
Kommunalpolitiker*innen in 
Wilhelmshaven direkt, um sei-
ne Argumente eingehender 

zu erläutern und vertiefende 
Gespräche über den Preisauf-
schlag zu vereinbaren. 

Im Landkreis Aurich ent-
schied sich der Kreistag be-
reits gegen den Aufpreis für 
Rollstuhlfahrer*innen. Zu die-
sem Beschluss hatte der SoVD-
Kreisverband Aurich-Norden 
maßgeblich beigetragen. Im 
Anhörungsverfahren gab er 
eine umfangreiche Stellung-
nahme ab und überzeugte die 
Kreistagsabgeordneten, den 
Zuschlag abzulehnen.

Investitionskosten 
müssen gefördert werden

Der Zuschlag müsse unbe-
dingt und in ganz Niedersach-

sen ausgeschlossen werden, 
bekräftigt Sackarendt. „Durch 
die unterschiedlichen Rege-
lungen in den Landkreisen 
entsteht ein Flickenteppich. Es 
kann doch nicht sein, dass es 
vom Wohnort abhängt, ob ich 
als Mensch mit Behinderung 
am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben kann oder nicht“, so 
der Landesvorsitzende.

Hinsichtlich der erhöhten 
Anschaffungskosten verweist 
er auf Förderungen durch die 
Kommunen: „Sie müssen die 
finanziellen Voraussetzungen 
zum Beispiel durch Zuschüs-
se schaffen, damit die Kosten 
der Unternehmen kompensiert 
werden können.“ sj / sam

Foto: Pixel-Shot / Adobe Stock
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Sich ehrenamtlich 
engagieren im SoVD

Zur Unterstützung seiner Ortsverbände sucht der SoVD Bre-
men interessierte Menschen, die neue Kontakte knüpfen und 
etwas aus ihrer Freizeit machen möchten. 

Wenn Sie sich davon angesprochen fühlen, eine neue Auf-
gabe suchen und gerne Näheres über die Tätigkeiten erfahren 
möchten, wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige Kreisge-
schäftsstelle:
• Kreisverbände Bremen, Bremen-Nord: Tel.: 0421 / 16 38 490,
• Kreisverband Bremerhaven: Tel.: 0471 / 28 006. 

Wir freuen uns über Ihren Anruf!

Trafen sich zum Austausch (von links): Klaus Möhle, Diana Male-
schewski, Gerald Wagner, Joachim Wittrien und Jürgen Karbe. 

Wenig einladend: ein Spielplatz in einem Bremer Wohnviertel.

Die Schirmherrin des BlauHaus-
Projekts, Luise Scherf (rechts). Foto: Senatspressestelle

Nach langer, pandemiebedingter Pause konnte Ende Juni end-
lich der fachliche Austausch zwischen dem Landesverband der 
LAGSund dem SoVD Bremen stattfinden. Der LAGS-Vereinsvorsit-
zende Jürgen Karbe sowie Geschäftsstellenleiter Gerald Wagner 
wurden vom 1. Landesvorsitzenden Joachim Wittrien, dem Lan-
desvorstandsmitglied Klaus Möhle und Landesgeschäftsführerin 
Diana Maleschewski in der SoVD-Landesgeschäftsstelle herzlich 
begrüßt.

Was ist die LAGS? Unter diesem Dach haben sich aktuell über 
35 Selbsthilfevereinigungen behinderter und chronisch kranker 
Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven 
zusammengeschlossen. Im anregenden Gespräch wurde daher 
schnell deutlich, dass es viele thematische Überschneidungen 
gibt. So lag beiden Gesprächsparteien das Thema „Barrierefreies 
Wohnen in Bremen“ sehr am Herzen. Die Anwesenden waren sich 
einig, dass hier ein erheblicher Mangel und damit Handlungs-
bedarf besteht. Aber auch bei weiteren Themenfeldern gab es 
Schnittstellen, so etwa bei der Pflege und Strategien gegen die 
Altersarmut.

„Getroffen und viele Gemeinsamkeiten gefunden“ – das ist die 
Quintessenz des Besuchs der LAGS in der Geschäftsstelle des Lan-
desverbandes.

Dass dies nicht das letzte Treffen gewesen ist, stand für alle 
Gesprächspartner*innen schnell fest. „Wir haben verabredet, dass 
wir uns gemeinsam für wichtige Themen stark machen“, erklärte 
Wittrien nach dem gelungenen ersten Austausch. 

Viele Gemeinsamkeiten
Fachlicher Austausch zwischen SoVD und LAGS

Ende Juni gab es einen angeregten fachlichen Austausch zu den 
Themen „Barrierefreies Wohnen in Bremen“, Pflege und Alters-
armut zwischen dem SoVD und der Landesarbeitsgemeinschaft 
Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e. V. (LAGS).

Geeignete Spielgeräte sind rar
Um das inklusive Miteinander schon im Kindesalter zu fördern, sind im Land Bremen entsprechend 

ausgestattete Kinderspielplätze nötig. Bislang gibt es jedoch nur vereinzelt barrierefreie Spielgeräte. 
Daher forderte der Landesverband am 12. Juli in einer Pressemitteilung die Sozialsenatorin auf, Mittel 
bereitzustellen, um barrierefreie Spielmöglichkeiten auszubauen. 

„Inklusion fördern“ ist in aller 
Munde, am besten von klein auf 
– darin sind sich die Fachleu-
te einig. Auch in Bremen gibt 
es deshalb viele Schulklassen, 
in denen das Lernen von Kin-
dern mit und ohne Handicap an 
der Tagesordnung ist. Doch ist 
damit schon alles getan? „Als 
Sozialverband Deutschland set-
zen wir uns dafür ein, dass In-
klusion auch im Freizeitbereich 
verwirklicht wird. Denn das 
gemeinsame Spiel fördert den 
inklusiven Umgang unter den 
Kindern!“, so Klaus Möhle, Vor-
sitzender des Sozialpolitischen 
Ausschusses im Landesverband.

Aber ist dies in Bremen und 
Bremerhaven überhaupt mög-
lich? Gibt es barrierefreie Spiel-
plätze, die Kinder mit und ohne 
Handicap einladen, gemeinsam 
Spaß zu haben? Laut Nachfrage 
bei der Senatorin für Soziales, 
Jugend, Integration und Sport 
beantwortet ein gerade er-
stelltes Kataster diese Fragen. 
Danach weisen von den rund 
320 öffentlich zugänglichen 
Spielplätzen circa 180 mindes-
tens ein Element von Barriere-
freiheit auf. Als Kriterium für 
einen barrierefreien Spielplatz 
listet die Behörde Aspekte auf 
wie barrierefreie Zuwege, Sitz-

plätze für Begleitpersonen, 
übersichtliche Gefahrenberei-
che, inklusive, auch unterfahr-
bare Spiel- und Sportgeräte, 
Brücken und Rampen im Roll-
stuhlmaß, akustische Elemente 
sowie Geländer und Handläufe. 
Das Kataster belegt, dass ältere 
Spielplätze über wenige oder 
gar keine Elemente der Barri-
erefreiheit verfügen. Jüngst sa-
nierte Plätze, wie zum Beispiel 
in Vegesack oder Gröpelingen 
sind dagegen fast vollständig 
barrierefrei.

„Da ist aber noch viel Luft nach 
oben“, kritisiert Klaus Möhle. 
„Fast die Hälfte der Spielplätze 
sind überhaupt nicht barriere-
frei! Unserer Kenntnis nach ha-
ben nur ein paar wenige Plätze 
behindertengerechte Spiel-
geräte. Das reicht überhaupt 
nicht aus!“, betont Klaus Möhle. 
„Wir vom SoVD-Landesverband 
fordern die Sozialsenatorin auf, 
Mittel bereitzustellen, um Alt-
plätze schnell zu sanieren und 
barrierefreie Spielmöglichkei-
ten landesweit auszubauen“, so 
Möhle. „Eine Integration zum 
Nulltarif gibt es nicht, aber 
diese Investitionen zahlen sich 
aus! Wenn Kinder von klein auf 
lustvoll und freudig miteinan-
der umgehen, kommen wir der 
gesellschaftlichen Inklusion ein 
großes Stück näher.“

SoVD-Landesverband Bremen fordert barrierefreie Kinderspielplätze

Bremer „Leuchtturm-Projekt“
83 barrierefreie Wohnungen wurden in der Überseestadt geschaffen. Das Projekt geht auf die Idee 

des Vereins „Blaue Karawane“ zurück und konnte schließlich mithilfe des Wohnungsunternehmens 
Gewoba realisiert werden.

Mit zweijähriger pandemie-
bedingter Verspätung ist das 
Modellprojekt BlauHaus Ende 
Juni in der Bremer Überseestadt 
offiziell eröffnet worden. 

Die Projektidee von BlauHaus 
ist bundesweit einmalig: Men-
schen mit den unterschiedlichs-
ten Fähigkeiten und Handicaps 
verfügen, leben, wohnen und 
arbeiten gemeinsam in einem 
neu errichteten Gebäudekom-
plex. Dass dieser für viele lang 
gehegte Traum in Erfüllung ge-
hen konnte, machte vor allem 
das Bremer Wohnungsunter-

nehmen Gewoba möglich. 
Zahlreiche Gäste weihten am 

24. Juni das „Leuchtturm-Pro-
jekt der Integration und Inklu-
sion“, so Bürgermeister Dr. An-
dreas Bovenschulte, ein. Rund 
170 Bewohner*innen mit und 
ohne Handicap waren anwe-
send sowie die am Projekt be-
teiligten Organisationen, viele 
Politiker*innen, Weggefährten 
und Luise Scherf als Schirm-
herrin des Projekts.

Inklusives Modellprojekt BlauHaus wurde feierlich eröffnet

Landesverband
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Hier finden Sie Kontaktadressen und Ansprechpartner*innen des 
SoVD im Landesverband Bremen. Um Termine für eine Sprechstun-
de zu erhalten, wenden Sie sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle!

Landesverband / Landesrechtsabteilung /  
Kreisverband Bremen / Kreisverband Bremen-Nord

Breitenweg 10–12, 28195 Bremen, Tel.: 0421 / 16 38 490,  
E-Mail: info@sovd-hb.de.

Kreisverband Bremerhaven
Barkhausenstraße 22, 27568 Bremerhaven, Tel.: 0471 / 28 006,  

E-Mail: kreis-bremerhaven@sovd-hb.de.

Sozialrechtsberatung

Allen Mitgliedern, die im Septembert Geburtstag haben, gratu-
liert der SoVD-Landesverband Bremen herzlich. Wir wünschen für 
das neue Lebensjahr alles Gute, vor allem aber Gesundheit und 
Wohlergehen.

All denjenigen, die derzeit erkrankt sind, wünschen wir eine bal-
dige Genesung.

Glückwünsche

Ortsverband Blumenthal-Farge
21. September, 15 Uhr: Mit-

gliedertreffen im Lokal „Grüner 
Jäger“, Farger Straße 100, 28777 
Bremen.

Ortsverband Leherheide
9. September, 14.30 Uhr: Info-

veranstaltung in der Lukaskir-
chengemeinde Louise-Schro-
eder-Straße 1, Bremerhaven.

Ortsverband Nord-Süd 
13. September, 14.30 Uhr: 

Mitgliedertreffen mit Vortrag 
„Neue Grundsteuer“ von Peter 
Skusa vom Steueramt Bremer-
haven, Altbürgerhaus Lehe. An-
meldung erbeten bei Marietta 
Cordes, Tel.: 0471 / 29 00 801 
oder Ursel Grabowski, Tel.: 
0471 / 80 61 184.

TermineMonatlicher Newsletter
Mitglieder, die gerne einmal monatlich (außer Sommeraus-

gabe) den Newsletter des SoVD Bremen mit Berichten, Veran-
staltungsterminen, Tipps und Tricks erhalten möchten, bittet 
der Landesverband um einen Hinweis an die E-Mail-Adresse: 
newsletter@sovd-hb.de.

Die Veranstaltungen finden unter den jeweils aktuellen Pandemie-Bedingungen statt.

Foto: smileus / Adobe Stock
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Ortsverband Geestemünde
22. September, 15 Uhr: Mit-

gliedertreffen und Infover-
anstaltung im Ernst-Barlach-
Haus, Am Holzhafen. Es wird 
um telefonische Anmeldung 
bei Karin Michaelsen unter Tel.: 
0471 / 55 222 gebeten.

Ortsverband Osterholz 
Vorschau: 10. Oktober, 15 Uhr: 

Mitgliederversammlung mit 
Wahlen, Nachbarschaftstreff 
Am Siek 43, Bremen.

Ortsverband Vegesack
29. September, 17 Uhr: Mit-

gliedertreffen, Bürgerhaus, 
Raum E03.

Rückfragen zu den folgen-
den Veranstaltungen unter  

E-Mail: info@sovd-hb.de oder  
per Tel.: 0421 / 16 38 490.

Ort für die folgenden Veran-
staltungen: Bürgerhaus Ober-
vieland, Alfred-Faust-Straße 4, 
28279 Bremen.

Ortsverband Hemelingen-
Arbergen

26. September, 15 Uhr: Wahl 
der Delegierten.

Ortsverband Habenhausen-
Arsten

26. September, 15.30 Uhr: 
Wahl der Delegierten.

Ortsverband Kattenturm-
Kattenesch

26. September, 16 Uhr: Mit-
gliederversammlung mit Wah-
len.

Für den SoVD Bremen am Start
Corona hat vieles zum Erliegen gebracht. Auch der SoVD-Inklusionslauf musste eine Zwangspause 

einlegen. Umso größer war die Freude, dass die Veranstaltung in diesem Jahr wieder stattfinden konn-
te.  Auch der Landesverband Bremen war mit dem Vorsitzenden und seiner Ehefrau in Berlin dabei.

„Mit 32 Grad war es hochsom-
merlich“, berichtet der 1. Vorsit-
zende Joachim Wittrien, der mit 
seiner Ehefrau und Sprecherin 
des Orga-Ausschusses Edith 
Wittrien den SoVD-Inklusions-
lauf in Berlin am 25. Juni be-
suchte. 

Die schweißtreibenden Tem-
peraturen taten der Begeis-
terung aber keinen Abbruch: 
Nach zwei pandemiebedingten 
Jahren Pause freuten sich Hun-
derte Sportbegeisterte, wieder 
auf dem Tempelhofer Feld zu 
laufen, zu gehen, zu rollen oder 
mit Skates, Rollschuhen oder 

dem Handbike unterwegs sein 
zu können. Beim SoVD-Inklusi-
onslauf steht von jeher der ge-
meinsame Spaß an Sport und 
Bewegung im Mittelpunkt. 

Die Mini-Abordnung des Bre-
mer Landesverbandes hat die 
Zeit genossen: „Es ist prima, 
dass nach der Corona-Pause al-
les wieder anläuft“, so Wittrien, 
„wir haben viele alte Bekannte 
aus dem Verband getroffen und 
neue kennengelernt. Alle haben 
sich gefreut, dass man wieder 
zusammenkommt. Die Stim-
mung war einfach gut, eine tol-
le Veranstaltung!“

Zwei Vorstandsmitglieder nahmen am SoVD-Inklusionslauf in Berlin teil

Der langjährige Vorsitzende Karl-Otto Harms kandidierte in 
diesem Jahr nicht wieder für dieses Amt. Zu seinem Nachfolger 
wählten die Mitglieder Horst Cordes. Karl-Otto Harms bleibt dem 
Ortsverband aber nach dem Willen der Mitglieder als 2. Vorsitzen-
der erhalten.

Die Mitglieder wählten mit Marietta Cordes auch eine neue 
Schriftführerin, da sich Helga Harms für dieses Amt nicht mehr 
zur Wahl stellte. Im Amt bestätigt wurde durch Wiederwahl der 
Ortsverbandsschatzmeister Mario Grafe. Als Beisitzer*innen wur-
den gewählt: Eberhard Döscher, Ursel Grabowski, Bernd Grohmann, 
Helga Harms, Dieter Kundy, Birgit Schild, Norbert Schild, Traute 
Söhn und Günter Wolff. Die Revisor*innen sind Anke Feenstra-
Grafe, Klaus Buttler und Uwe Parpart.

Wechsel im Vorstand
Mitgliederversammlung in Bremerhaven Nord / Süd

Der SoVD-Ortsverband Bremerhaven Nord / Süd konnte nach 
längerer Corona-Zwangspause endlich am 10. Mai auf seiner Mit-
gliederversammlung einen neuen Vorstand wählen. An der Spitze 
gab es einen Wechsel. 

Das Ehepaar Wittrien mit SoVD-
Maskottchen Roland.

Foto: pictworks / Adobe Stock

Im Land Bremen sind meh-
rere Infektionen mit dem Af-
fenpockenvirus aufgetreten. 
Da im Erkrankungsfall auch 
mit einer Stigmatisierung ge-
rechnet werden muss, hat das 
Gesundheitsamt Bremen ein 
anonymes und kostenloses 
Beratungs- und Testangebot 
eingerichtet. Nach vorheriger 
telefonischer Terminverein-
barung können Infos rund 

um die Infektion und Erkran-
kung erfragt werden und auch 
eine anonyme Testung erfolgen. 
Darüber hinaus bietet „Rat&Tat 
– Zentrum für queeres Leben 
e. V.“ ebenfalls eine Beratung 
nach telefonischer Terminver-
einbarung an.

Gesundheitsamt Bremen, 
Tel.: 0421 /36 11 51 21, E-Mail:  
o f f i ce @ g e s u n d h e i t s a m t . 
bremen.de. Sprechzeiten: Mo. 

bis Mi.: 9-12 Uhr, Donnerstag: 
14-18 Uhr.

Rat&Tat: Tel.: 0421 / 
70 41 70, E-Mail: beratung@
ratundtat-bremen.de. Sprech-
zeiten: Mo. und Mi.: 11-13 Uhr, 
Dienstag und Donnerstag: 
15-17 Uhr.

Gesundheitsamt Bremer-
haven, Tel.: 0471 / 59 02 160, 
Sprechzeiten: Mo. bis Do: 11-
12 Uhr.   Quelle Senat Bremen

Affenpocken: anonyme Tests
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Liebe Mitglieder, 

der Landesverband Hamburg 
und ich ganz persönlich ha-
ben schon sehr früh deutlich 
gemacht, dass Menschen mit 
kleinen Geldbeuteln unbedingt 
eine deutlich spürbare Aufbes-
serung ihres monatlichen Ein-
kommens brauchen. Nur dann 
können sie ein selbstbestimm-
tes und würdevolles Leben füh-
ren. Dabei ist uns wichtig, dass 
alle in der Lage sind, ihre Aus-
gaben für Wohnung, Strom und Heizung und Lebensmittel, aber 
auch die Teilhabe an der Gesellschaft (zum Beispiel Kino- oder 
Theaterbesuch) aus eigenen Mitteln zu bestreiten. Unsere For-
derungen dazu konnten Sie bei den verschiedenen Fernseh- und 
Radiosendern (unter anderem ARD, ZDF, NDR, Hamburg Journal, 
Deutschlandfunk) sowie in Tageszeitungen immer wieder nach-
verfolgen. Dies freut uns, denn es zeigt, dass unsere Forderungen 
ernst genommen werden. Die Grundsicherungs- und Hartz-IV-
Empfänger*innen benötigen sofort 200 Euro mehr im Monat. Dies 
ist genauso wichtig wie die Erhöhung des Wohngeldes und seine 
Erweiterung auf einen größeren Personenkreis, des Bafögs und der 
kleinen Einkommen, die durch Arbeit erzielt werden. Die vom SoVD 
seit Langem geforderte Erhöhung des Mindestlohnes hat hierzu 
einen wichtigen Beitrag geleistet. 

Nicht nur der Angriffskrieg in der Ukraine, auch der Schutz des 
Klimas wird uns mehr abverlangen und mehr kosten. Wir werden 
über eine lange Zeit mit hohen Preisen leben müssen. Einmal-
zahlungen und befristete Vergünstigungen für alle sind allerdings 
nicht zielgenau und haben sich als falsche Ansätze herausgestellt. 
Hier sage ich ganz deutlich: Wir, die Gesellschaft, müssen jetzt 
solidarisch sein. Das bedeutet, dass sich vor allem Reiche und Kri-
sengewinner viel stärker an den Kosten der Gemeinschaft beteili-
gen. Wer gegen Steuererhöhungen für hohe Einkommen und hohe 
Vermögen ist, blendet aus, dass immer mehr Menschen allein nicht 
mehr weiterwissen. Ebenso muss das Wiedereinsetzen der Schul-
denbremse verschoben werden. Ein höherer Einkommensteuer-
spitzensatz, die Wiedereinführung der Vermögensteuer, die Erhö-
hung von Körperschafts- und Erbschaftsteuer dürfen nicht länger 
tabu sein, so wie die FDP es will. Dem werden wir uns widersetzen!

 Ihr Klaus Wicher, 1. Landesvorsitzender

Klaus Wicher

Ansichten

Immer seltener wird neu gebaut. Arbeitskräfte- und Rohstoffman-
gel, Ukrainekrise und Raumnot lassen die Preise rasant steigen.

Foto: S. Rahlf

Aufruf zur Wahl der 
Landesdelegierten

In folgenden Stadtteilen werden im September Abgeord-
nete für die SoVD-Landesdelegiertenversammlung gewählt. 
Alle Mitglieder, die in den angegebenen Wahlkreisen wohnen, 
können sich beteiligen. Bringen Sie dazu bitte Ihren Personal-
ausweis und Ihre SoVD Mitgliedskarte mit. 

Wahlkreis Billstedt (Billstedt und Billbrook): 8. September, 
Beginn 15 Uhr, AWO Senior*innentreff im Billstedt Center, Lo-
renzenweg 2c.

Wahlkreis Winterhude (Winterhude, Eppendorf, Harvestehu-
de, Rotherbaum): 12. September, Beginn 16 Uhr, Epiphanien-
gemeinde, Großheidestraße 44.

Wahlkreis Rothenburgsort (Rothenburgsort, Hamm, Horn, 
Hammerbrook, St. Georg, Borgfelde): 14. September, Beginn 
15 Uhr, AWO Senior*innentreff, Rothenburgsorter Marktplatz.

Wahlkreis Ottensen (Ottensen, Groß Flottbek, Othmarschen, 
Altona-Altstadt, St. Pauli): 28. September, Beginn 15 Uhr, DRK 
Senior*innentreff „Haus Ottensen“, Holstenring 6, .

Dringender Handlungsbedarf
Die Wohnungswirtschaft kommt beim Neubau immer mehr ins Stocken. Landesvorsitzender Klaus 

Wicher kritisiert besonders die fehlenden Bauaktivitäten beim sozialen Wohnungsbau und fordert 
den Senat auf, ein Förderprogramm aufzustellen.

„Senatorin Stapelfeld hatte 
angekündigt, für dieses Jahr 
10.000 neuen Wohnungen zu 
genehmigen. Dieses Verspre-
chen ist jetzt schon Makulatur, 
denn die Kosten für Finanzie-
rung, Handwerker und Baustof-
fe steigen rapide. Frühere Kal-
kulationen entsprechen nicht 
mehr den aktuellen Gegeben-
heiten. Vor allem der Stillstand 
im sozialen Wohnungsbau ist 
verheerend, weil parallel dazu 
jeden Tag der Bestand weiter 
schmilzt. Die Politik muss jetzt 
handeln und schnell ein neues 
Förderprogramm für den so-
zialen Wohnungsbau und die 
unteren Preissegmente auf den 
Weg bringen“, fordert Hamburgs 
SoVD-Chef Klaus Wicher. 

„Wir brauchen mindestens 
5.000 neue Sozialwohnungen 
pro Jahr. Dafür muss der Se-
nat den Wohnungsbaugesell-
schaften, die Sozialwohnun-
gen bauen wollen, Garantien 
geben, damit diese dafür Pla-
nungssicherheit haben. Zudem 
muss die Förderung für Sozial-
wohnungen und eventuell für 
Wohnungen in den günstigen 
Preissegmenten den neuen Be-

dingungen angepasst werden. 
Inzwischen bewerten 86 Pro-

zent der Wohnungsgenossen-
schaften und sozial orientier-
ten Wohnungsgesellschaften 
die Aussichten für den Neubau 
als schlecht, beziehungswei-
se als sehr schlecht. Der sin-
kenden Zahl an bezahlbarem 
Wohnraum steht ein steigen-
der Bedarf gerade in Hamburg 
gegenüber. Neben den vielen 
Wohnungssuchenden kommen 

jetzt Ukraineflüchtlinge hinzu, 
für die der Senat händeringend 
Unterbringungsmöglichkeiten 
sucht: „Die Zeit drängt. Der Se-
nat muss sofort handeln und 
seine Wohnungsbauförderung 
aufstocken, damit überhaupt 
noch bezahlbar gebaut werden 
kann. Hamburg muss explizit 
den sozialen Wohnungsbau fi-
nanziell stärker unterstützen – 
und zwar jetzt gleich!“, mahnt 
der Landesvorsitzender

SoVD Hamburg fordert Sofortstrategie für den sozialen Wohnungsbau 

Wärmehallen stigmatisieren
Fast jeder vierte deutsche Haushalt ist laut Institut der deutschen Wirtschaft (IW) von „Energie-

armut“ bedroht. Der SoVD Hamburg hält Wärmehallen für finanziell Schwache nicht für sinnvoll. 
Stattdessen wären Zuschüsse und Hilfspakete angebracht.

Wer mehr als zehn Prozent 
des Nettoeinkommens für 
Energie, für Heizen, Warmwas-
ser, Kochen und Strom bezah-
len muss, gilt als energiearm. 
„Hohe Energiepreise treffen 
besonders Geringverdienende, 
Rentner*innen, Azubis, Studie-
rende, Alleinerziehende und 
Haushalte mit Schulden. Für sie 
werden Heiz- und Stromkosten 
im Winter zu einer hohen Belas-
tung“, warnt Wicher. Wärmehal-
len seien aber nicht die Lösung: 
„Wärmehallen stigmatisieren 
Menschen als arm und wären 
in der nächsten Pandemiewelle 
ein Hotspot für Ansteckungen. 
Diese Idee ist absurd.“ 

Stattdessen müssten der Staat 
und auch Hamburg einsprin-
gen: „Wir brauchen zusätzliche 

Hilfspakete wie Energiepreis-
pauschalen und Heizkostenzu-
schüsse und insbesondere die 

Erhöhung der kleinen Einkom-
men, um vor allem Haushalte 
mit geringen Einkommen zu 
helfen und zu entlasten“. 

Wicher kritisiert zudem, 
dass die Bonuszahlung an 
Minijobber*innen, Auszubilden-
de ohne Vergütung, Studieren-
de aber auch Rentner:*innen 
bisher vorbeigegangen sind. Er 
prophezeit: „Die Energiearmut 
wird auch die Mittelschicht 
erreichen – und zwar schnel-
ler und schmerzhafter als ge-
dacht!“ Denn gerade für sie 
steigt laut IW Studie die Gefahr 
von Energiearmut. Wicher for-
dert: „Wir brauchen auch hier - 
wie für Unternehmen - eine sta-
bile Lösung, die den Menschen 
Versorgungssicherheit für die 
Zukunft gibt.“ 

„Energiearmut“ im kommenden Winter mit sinnvollen Maßnahmen begegnen

Wärmehallen sollen nicht nur 
Obdachlosen offen stehen.

Foto: Juefrateam / Adobe Stock
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Wir bieten Rat und Unterstützung in sozialrechtlichen Fragen. 
Nehmen Sie Kontakt auf unter Tel.: 040 / 611 60 70, per E-Mail: 
info@sovd-hh.de oder kommen Sie zu den Sprechzeiten vorbei. 
• SoVD-Beratungszentrum in der Landesgeschäftsstelle

Pestalozzistraße 38, 22305 Hamburg,
Öffnungszeiten: Mo–Mi 9–16 Uhr, Do 9–18 Uhr, Fr 9–14 Uhr.

• SoVD-Beratungszentrum Hohenfelde / Uhlenhorst
Mundsburger Damm 42, 22087 Hamburg,
Öffnungszeiten: Mo 10–12 Uhr und 13–16 Uhr, Di 10–13 Uhr.

• SoVD-Beratungsstelle Lurup
Luruper Hauptstraße 149, 22547 Hamburg,
Öffnungszeiten: Mi und Do 10–12 und 14–16 Uhr.

• SoVD-Beratungsstelle Harburg
Winsener Straße 13, 21077 Hamburg,
Öffnungszeiten: Mi 10–13 Uhr.

• SoVD-Beratungsstelle Bergedorf
Serrahnstraße 1, 21029 Hamburg,
Öffnungszeiten: Fr 10–12 Uhr.
Öffnungszeiten weiterer Beratungszentren auf Nachfrage sowie 

online unter: www.sovd-hh.de.

Sozialrechtsberatung

Mehr als 24.000 Hambur-
ger*innen stärken dem SoVD 
mit ihrer Mitgliedschaft den 
Rücken: „Es ist für uns im-
mens wichtig, dass Sie von 
unseren Angeboten und un-
serer Beratungskompetenz 
überzeugt sind. Wir bieten 
Ihnen eine hochwertige sozi-
alrechtliche Beratung durch 
unsere Fachjurist*innen. Das 
sind echte Spezialisten und 
sehr streitbar, wenn es dar-
um geht, Ihre Rechte zu ver-
treten. Zusätzlich profitieren  
SoVD-Mitglieder von Rabat-

ten und Vergünstigungen bei 
den Kooperationspartnern: Da-
mit können Sie bares Geld spa-
ren“, sagt Wicher. 

„Alles, was wichtig ist, finden 
Sie einmal im Monat in die-
ser Zeitung. Außerdem bieten 
wir unseren Mitgliedern einen 
online-Newsletter an, mit nütz-
lichen Tipps und frischen Nach-
richten rund um die Aktivitäten 
im Hamburger Landesverband.“ 

Der SoVD Hamburg hilft sei-
nen Mitgliedern auch aktiv: 
„Wir haben einen Hilfsfonds 
für in Not geratene bedürftige 

Frauen, und unterstützen auf 
Antrag zusätzlich bedürftige 
Männer und Frauen, wenn 
sie sich keinen Urlaub leisten 
können. Weiterhin betreiben 
wir im Osdorfer Born ein So-
zialkaufhaus und im Chor des 
SoVD können Sie kostenlos 
mitsingen.“ 

Es lohnt sich also, Mitglied 
beim SoVD zu sein. Übrigens: 
Mitglieder, die Mitglieder 
werben, erhalten für jeden 
Neueintritt ein Shoppinggut-
schein in Höhe von 25 Euro 
vom Sponsor Globetrotter.

Gute Gründe für Mitgliedschaft

Rente auf dem Prüfstand
Podcast „Sozial? Geht immer!“ Hören Sie doch mal rein

Der SoVD Hamburg hat jetzt einen Podcast im Angebot. Bei „Sozi-
al? Geht immer!“ sprechen der Hamburger SoVD-Landeschef Klaus 
Wicher und Pressesprecherin Susanne Rahlf einmal im Monat mit 
ihren Gästen aus Wirtschaft, Politik, Wissenschaft und Praxis. In-
teressiert, investigativ, aufgeschlossen und immer ganz dicht dran 
am Puls der Zeit. 

www.sovd-hh.de

Foto: JFL Photography / Adobe Stock

Der SoVD Hamburg fragt nach und fordert Antworten. Sein gro-
ßes Thema heißt Armut, denn sie hat viele verschiedene Facetten. 
Warum trifft Corona vor allem Menschen, die mit wenig auskom-
men müssen. Welche Folgen hat der Klimawandel für sie? Warum 
gibt es für Senior*innen so wenig Auswege aus der Altersarmut? 
Mit welchen Problemen haben sie zu kämpfen, wenn sie einen 
neue Wohnung suchen müssen? Und warum gibt es eigentlich 
bei uns immer noch ein Zwei-Klassen System bei der Kranken-
versicherung? „Wir klären auf, diskutieren und stellen auch mal 
unbequeme Fragen“, berichtet Klaus Wicher. Hören Sie doch mal 
rein: Unseren Podcast „Sozial? Geht immer!“ finden Sie auf der 
Webseite des Landesverbandes unter: www.sovd-hh.de und bei 
allen guten Podcastanbietern.

Oliver ClassenDaniel Baylan
Fotos: Ergo

Klaus Wicher im Gespräch mit Dr. Rolf Bosse vom Hamburger  
Mieterverein

Foto: Susanne Rahlf

Über eine halbe Millon mal wurde der ioki-Fahrdienst angefordert.
Foto: vhh

Senat setzt ein falsches Signal
Der Fahrdienst ioki, der in den vergangenen vier Jahren den ÖPNV in Osdorf und Lurup sehr er-

folgreich ergänzt hat, wird dort zum Jahresende eingestellt und in Zukunft im Hamburger Süden für 
eine bessere Nahverkehrsanbindung sorgen.

„Vor allem für alte und immo-
bile Menschen im Hamburger 
Westen bricht ein etabliertes 
Angebot weg. Inwieweit die 
Moia-Shuttles ein Ersatz sind, 
muss sich noch zeigen. Ganz 
sicher wird die Zubringerver-
sorgung in Osdorf und Lurup 
teurer und damit schlechter“, 
kritisiert der Landesvorsitzen-
der Klaus Wicher die Entschei-
dung als falsch. Richtig wäre 
der Erhalt und die Ausweitung 
des Angebotes gewesen.

Seit dem Sommer 2018 hat-
te das ioki-Angebot den ÖPNV 
in Osdorf und Lurup unter-
stützt. Bis heute nutzten knapp 
610.000 Fahrgäste den on-de-
mand Shuttle. „Die Zahlen zei-
gen eindeutig, dass ioki nicht 
nur erfolgreich war, sondern 
dringend gebraucht wurde“, er-
läutert Wicher. Stattdessen soll 
der Moia-Fahrdienst das ioki 
Angebot in Osdorf und Lurup 
übernehmen: „Ich bin mir sehr 
sicher, dass mit dem Wechsel 

die Fahrpreise anziehen wer-
den. Das ist für die Menschen in 
Osdorf und Lurup, wo viele mit 
sehr kleinen Einkommen leben, 
eine zusätzliche Belastung für 
ihre Lebenssituation. Ich habe 
den Eindruck, dass Menschen in 
den armen Stadtteilen im Ham-
burger Westen für den Senat 
nicht besonders wichtig sind“. 

Wicher fordert: „Ioki muss für 

Osdorf und Lurup erhalten wer-
den! Bei einem Anbieterwech-
sel dürfen die Fahrpreise auf 
keinen Fall angehoben werden. 
Hamburg sollte nicht die Be-
dürfnisse der Menschen in die-
sen Stadtteilen aus dem Auge 
verlieren!“ Stattdessen sollte 
Hamburg alles dafür tun, dass 
Bedürftige endlich kostenfrei 
Bus und Bahnen nutzen können. 

Erfolgreicher Fahrdienst on demand im Hamburger Westen wird eingestellt

Der SoVD hat jetzt für seine 
Mitglieder einen neuen Bera-
tungsservice im Angebot: Seit 
Anfang August sind Oliver 
Classen und Daniel Baylan 
von der Ergo Versicherung 
jeweils donnerstags von 10 
bis 16 Uhr in der Landesge-
schäftsstelle in der Pestaloz-
zistraße 38 vor Ort. 

Die beiden beantworten 
alle Fragen rund um das The-
ma Versicherungen, beraten 
zu möglichen Absicherungen 
und checken den aktuellen 

Versicherungsstatus. 
Eine Anmeldung ist nicht 

erforderlich, wer das Angebot 

nutzen möchte, sollte alle 
notwendigen Unterlagen 
mitbringen. 

Neu: Beratung zur Versicherung
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Immer mehr Mitglieder entscheiden sich für 
den digitalen Bezug der SoVD-Zeitung.  

Die Anmeldung für das E-Paper ist jederzeit 
möglich. Beim elektronischen Empfang direkt 
in Ihrem E-Mail-Postfach profitieren Sie von 
der schnelleren Zustellung und der leichten 
Navigation. Außerdem erhalten Sie mit dem 
E-Paper alle SoVD-Landesbeilagen.

Der SoVD pflanzt für jede 100. Anmeldung 
einen Baum.

Zur Anmeldung gelangen Sie unter www.sovd.
de/e-paper oder über den oben abgedruckten 
QR-Code. 

Gleich QR-Code  

scannen und  

anmelden!

Wechseln Sie zum E-Paper!

Fotos: Kaspars Grinvalds, Florian Kunde / Adobe Stock

„Lernt etwas und geht zur Schule“
Samsi Diallo ist 19 Jahre alt und wurde in Guinea geboren. Über Spanien und Frankreich kam er 

2018 nach Deutschland, zuerst nach Berlin und dann im August des Jahres in die Jugendhilfegruppe 
des Berufsbildungswerks (BBW). Hier wohnte er bis Oktober 2020. Seitdem lebt Samsi in einer eigenen 
Wohnung in Stendal. Kürzlich absolvierte er ein Praktikum bei den pädagogischen Mitarbeitenden in 
der Jugendhilfegruppe im BBW. Tobias Krauel, der dort Projektleiter ist, sprach mit ihm unter anderem 
über seinen Weg nach Europa, über sein Leben in Deutschland und über seine Zukunft.

__Samsi, erzähle uns etwas über 
deine Kindheit in deinem Hei-
matland.

Ich habe mit meinen Eltern und 
mit meiner kleinen Schwester zu-
sammengelebt. Jetzt habe ich gar 
keinen Kontakt mehr zu meiner Fa-
milie. Mit sieben Jahren bin ich zur 
Schule gekommen. Mitte der zehn-
ten Klasse musste ich weggehen. 
Zu bleiben hätte Gefahr für meine 
Gesundheit bedeutet. Bei uns ist 
das normal geworden, wenn man 
Probleme hat, dann läuft man weg 
aus seinem Land. 

__Wie ist das dann abgelaufen?
Ich hatte nicht das Ziel, nach 

Deutschland zu kommen. Es gibt 
über zehn Länder, in denen ich ge-
wesen bin, bevor ich hierherkam. 
Ich bin mit einem Freund zusam-
men rausgegangen. Wir waren erst 
in Mali, dann in Algerien. Dann sind 
wir nach Marokko. Dort waren wir 
ein paar Monate, bevor ich ein Boot 
nach Spanien bekommen habe.

__Wie war das für Dich?
Sehr schwer, lange Geschichte. 

Traurig. Wir waren 19 Stunden im 
Boot. Wir sind nicht bis nach Spani-
en an die Küste gekommen. Uns hat 
das Rote Kreuz von Spanien gefun-
den. Wir hatten kein Benzin mehr. 
Und dann war das Boot kaputt. Wir 
mussten das Wasser rausholen. 
Man konnte sich kaum bewegen. 
Wir waren so viele. Viele haben 
gedacht, dass wir dort sterben wer-
den. Man konnte nur die Hoffnung 
halten, dass man das schaffen kann. 

__Ihr wurdet dann von einem 
spanischen Boot abgeholt?

Es war auf offenem Meer. Wir 
wussten nicht, wo wir sind. Uns hat 
auch ein Hubschrauber geholfen 
und uns den richtigen Weg gezeigt. 
Zum Glück haben wir es geschafft. 

__Wie viele Menschen wart ihr? 
Am Anfang waren wir vierzehn, 
aber zwei haben dann doch nicht 
mitgemacht. Also zwölf. Sie hatten 
Angst. Mein Freund ist auch nicht 
mitgekommen. Das Boot war aus 
Plastik. Man musste Luft reinlassen.

__Wie ging es weiter in Spanien?
Ich bin angekommen in Cádiz. 

Über Barcelona kam ich nach 
Frankreich, weil ich einen Cousin 
dort hatte. Ich dachte, er zeigt mir 
den Weg und was man so machen 
muss, aber das hat er dann nicht 
gemacht. 

__Dann weiter nach Deutschland?
Ich kam nach Berlin. Zuerst hat-

te ich Schwierigkeiten, weil ich nur 
Französisch und meine Mutter-
sprache konnte. Und so konnte ich 
ja keinen fragen und keinem ant-
worten. Dann hat mich die Polizei 
gesehen. Sie haben mich genom-
men und in ein Kinderheim gege-
ben. Dort habe ich einen jetzigen 
Kumpel von mir getroffen. Nach 
ein paar Wochen wurde entschie-
den, dass wir aufgeteilt werden 
müssen auf verschiedene Bundes-
länder. Uns beide haben sie dann 
nach Sachsen-Anhalt geschickt.

__Dann seid ihr nach Stendal ins 
BBW gekommen. Wie war es?

Einfach cool. Wir hatten mit Ba-
kary jemanden, der Französisch 
spricht, und das war zu Beginn 
eine große Hilfe. Man sieht auch 
viele Leute aus Afrika. Es war eine 
gute Zeit hier.

__Wie lange warst du hier und 
was hast du gemacht? 

Von August 2018 bis Ende 2020 
– am Anfang musste ich ein biss-
chen warten, aber dann haben sie 
mich zur Berufsschule geschickt zu 
einem Sprachkurs. Ich bin dann in 
die neunte Klasse und mache eine 
einjährige Ausbildung. Wenn ich 
das bestehe, habe ich einen Real-
schulabschluss.

__Gibt es besondere Erlebnisse? 
Ja, auf jeden Fall. Wir sind öfters 
zu Fußballturnieren gefahren. Das 
hat mir sehr gefallen. Das war gut 
für die Integration. Das war cool. 

__Was ist dir schwergefallen?
Dass man nicht mehr mit seiner 

Familie lebt. Dass man über sei-
ne Familie nachdenken muss und 
sie nicht sehen kann. Das ist eine 
schwierige Zeit. Sonst ist alles gut.

__Fußball ist dir wichtig.
Fußball ist meine Lieblingssache, 

die ich unbedingt machen muss. Ich 
habe immer Fußball gespielt, auch 
in Mannschaften in Guinea. Als ich 
hierhergekommen bin, habe ich 
meinem Betreuer gesagt, dass ich 
eine Mannschaft brauche. Dann ha-
ben die für mich eine Mannschaft 
gesucht. Bei den B-Junioren bei Lok 
Stendal habe ich dann angefangen, 
dann bei den A-Junioren und nun in 
der Männermannschaft.

__Nun wirst du demnächst fertig 
und hast einen Schulabschluss. 
Eine ganz tolle Leistung. Wie geht 
es weiter für dich?

Ich habe schon einen Ausbil-
dungsplatz als Krankenpfleger. Ich 
muss noch warten, bis ich mein 
Zeugnis kriege, und dann muss ich 
umziehen. Ab Oktober fange ich 
dann meine Ausbildung in Berlin 
an für drei Jahre. Das Unternehmen 
hat mir schon eine Wohnung gege-
ben, das ist wie ein Wohnheim. Ich 
werde erst einmal dort leben, bis 
ich eine Wohnung finde.

__Welche Pläne hast Du dann?
Ich will auf jeden Fall in Deutsch-

land bleiben. Ich will arbeiten und 
Geld verdienen. 

__Welchen Rat hast du für junge 
Menschen, die, wie du vor vier 
Jahren, alleine hierherkommen?

Es gibt Leute, die herkommen 
und sofort arbeiten wollen. Die 
wollen keine Sprache lernen und 
keine Ausbildung machen. Das ist 
nicht mein Ziel. Ich will erst einmal 
etwas erlernen und dann arbeiten. 
Ich sage Leuten, die herkommen, 
geht erst einmal zur Schule, lernt 
die Sprache und dann sucht man 
sich eine Ausbildung. 

Aus Platzgründen können wir 
das Interview nur verkürzt abdru-
cken, den vollständigen Text fin-
den Sie unter www.bbw-stendal.
de/news.

Ehemaliger Teilnehmer des BBW Stendal berichtet über seinen Weg und seine Ziele

Marvin Elfert (re.), pädagogischer Mitarbeiter, und Samsi Diallo (li.) 
als Praktikant in der Jugendhilfegruppe des Berufsbildungswerkes.

Foto: BBW Stendal
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Mit Atomkraft aus der Krise?
Für das Heizen von Wohnungen oder für elektrische Geräte brauchen wir Energie. Gerade Strom 

und Gas sind jedoch in den letzten Monaten immer teurer geworden. Außerdem gelangen durch sie 
schädliche Treibhausgase in die Umwelt. Einige Politiker*innen wollen deshalb jetzt mehr Atomkraft 
nutzen. Das soll preiswerte Energie liefern und gleichzeitig das Klima schützen – funktioniert das?

Welcher Weg führt das Schiff ungehindert zum Schatz – kannst 
du den Piraten helfen? Am besten zeichnest du die Linie erst 
einmal mit einem Bleistift ein. Viel Erfolg!

Wenn Gas verbrannt oder 
Strom in Kohlekraftwerken er-
zeugt wird, entsteht Kohlen-
stoffdioxid (CO₂). Durch dieses 
Treibhausgas heizt sich die Erde 
auf. Schmelzendes Eis sorgt 
in einigen Regionen für Über-
schwemmungen, andere leiden 
unter einer Dürre. Wir müssen 
also möglichst schnell weniger 
CO₂ produzieren.

Was ist die Energiewende?
Atomkraftwerke liefern Strom, 

ohne etwas zu verbrennen. Da-
bei entsteht jedoch gefährliche 
radioaktive Strahlung. In Japan 
passierte 2011 ein schweres 
Atomunglück. Die Regierung in 
Deutschland beschloss damals 
den Ausstieg aus der Atomener-
gie. Das bezeichnet man auch 
als Energiewende. Die letzten 
drei deutschen Atomkraftwerke 
sollen Ende dieses Jahres abge-
schaltet werden. 

Atomstrom als Alternative?
Einige Politiker*innen halten 

das für falsch. Sie finden, wir 
sollten Atomkraft weiter nutzen, 
damit wir auf jeden Fall genug 

Energie haben. Außerdem sei 
das auch gut für das Klima. 

Fachleute widersprechen dem 
jedoch: Atommülltransporte 
sowie Bau, Betrieb und Rück-
bau von Atomanlagen würden 
ebenfalls Treibhausgase frei-
setzen. Das deutsche Umwelt-
bundesamt fand heraus, dass 
durch Atomenergie sogar mehr 
CO₂ entsteht als bei Sonnen- 
oder Windkraft.

Hinzu kommt, dass Atomkraft 
im Vergleich zu Wind- oder 
Sonnenenergie etwa viermal 
so teuer ist. Einzelne Wissen-
schaftler sehen in der Atom-
energie daher keine Lösung für 
den Klimawandel: Hohe Kosten, 
die Auswirkungen auf Mensch 
und Umwelt sowie mangelnde 
öffentliche Unterstützung sprä-
chen gegen die Kernenergie.

Ist Atomenergie gut fürs Klima? Wissenschaftler*innen glauben 
nicht daran – Kernkraft sei weder sauber noch billig.

Foto: S.Kobold / Adobe Stock
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Voll durchgeblicktVerflixter Irrgarten

Zwischen Blättern und hinter Bäumen haben sich nicht nur Tiere versteckt: Auf der rechten Seite 
siehst du einige Gegenstände, die es zu suchen gilt. In welchem der nummerierten Quadrate aber 
findet sich der rot eingekreiste Stern? Die entsprechende Zahl ist die von uns gesuchte Lösung. 

Tilli Tüpfel und 
das zahme Zaubertier

Der Schatz des Piraten

Im Garten trifft Tilli Tüpfel ein Eichhörnchen, das eine genau-
so tüpfelige Nase hat wie sie selbst. Die Begegnung mit diesem 
ziemlich zahmen Zaubertier ist gleichzeitig der Beginn einer ganz 
besonderen Freundschaft. Plötzlich ist Tilli winzig klein gezaubert 
und kann die Sprache der Tiere verstehen. Zusammen mit dem 

Zauber-Eichhörnchen gerät sie 
– schwuppdiwupp – mitten in 
ein riesengroßes Abenteuer.

Die Geschichten von einer 
kleinen Heldin, die plötzlich 
mit den Tieren sprechen kann, 
eignen sich hervorragend für 
lustige und gemütliche Vorle-
sestunden für Kinder ab vier 
Jahren.

Eva Hierteis: Tilli Tüpfel und 
das ziemlich zahme Zaubertier. 
Penguin Junior, 112 Seiten, ISBN: 
978-3-328-30074-8, 14 Euro, er-
hältlich ab dem 31. August.

Wenn ihr das Buch gewinnen wollt, dann löst die Aufgabe aus 
„Rolands Rätselecke“! Die Lösung schickt ihr unter dem Betreff 
„Tilli Tüpfel“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit dem glei-
chen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Durcheinander im Dschungel

Grafik: MicroOne / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Gibt’s doch gar nicht, oder?

Gestatten: „Brocken-Benno“
Nach dem Fall der Mauer im Herbst 1989 blieb der Harzer Brocken zunächst noch Sperrgebiet. Als 

sich kurz darauf das Tor zum Gipfel öffnete, machte sich Benno Schmidt, damals noch Bereichsleiter 
der Konsum-Genossenschaft, an den Aufstieg – viele weitere folgten: Zu seinem 90. Geburtstag hat 
„Brocken-Benno“ den höchsten Berg im Harz bereits mehr als 9.000 Mal erklommen.

Buchtipp

Denksport

Schauen Sie sich doch bitte einmal die rot hinterlegten Zahlen an: 
Was muss anstelle des Fragezeichens stehen? Wer Mathematik in 
der Schule als Lieblingsfach hatte, darf zudem gerne eine passende 
Formel suchen. Die Auflösung finden Sie auf Seite 18.

Keinen blassen Dunst 
von wahrer Rechenkunst

Lange Zeit konnte Benno 
Schmidt den Brockengipfel nur 
von seinem Dachfenster aus be-
obachten. Dann hielt die Wende 
auch Einzug im Harz. Als sich ein 
Wanderer damit brüstete, er sei 
schon einhundert Mal „oben“ ge-
wesen, weckte das den Ehrgeiz 
des damals 57-Jährigen. Weder 
Regen noch Schnee hielten ihn 
seither vom Wandern ab. Bald 
schon trug er den Spitznamen 
„Brocken-Benno“.

Medienberichte machten den 
Mann aus Wernigerode bald 
weltberühmt und obendrein zu 
einem Botschafter für die Natur. 
Das Zählen der Aufstiege hat 
Brocken-Benno allerdings in-
zwischen eingestellt. Er findet, 
9.000 sei eine schöne Zahl, bei 
der solle es bleiben.

Der Harz ist das höchste Gebirge Norddeutschlands. Wer in den 
letzten Jahren hier wandern war, hat vielleicht auch diesen Herrn 
getroffen: Benno Schmidt, besser bekannt als „Brocken-Benno“.

Ein schneebedeckter Vulkan
Die Schauspielerin und Stilikone Grace Kelly drehte nur wenige Kinofilme. Im Gedächtnis blieb 

sie vor allem durch ihre Zusammenarbeit mit Alfred Hitchcock. Der Regisseur schwärmte oft von 
seiner Lieblingsdarstellerin, die er einst als einen schneebedeckten Berg bezeichnete, unter dem 
sich ein glühender Vulkan verberge. Für ihre Hochzeit mit Fürst Rainier von Monaco gab Grace Kelly 
ihre Karriere notgedrungen auf. Vor 40 Jahren machte Fürstin Gracia Patricia noch einmal traurige 
Schlagzeilen: Nach einem Autounfall erlag sie am 14. August 1982 ihren Verletzungen.

Zeitmaschine

Ihr erstes Geld verdiente sich 
die junge Grace Kelly mit der 
Werbung für Waschmittel und 
Zigaretten. Gegen den Wunsch 
ihrer Eltern besuchte sie eine 
Schauspielschule und setzte 
sich schnell im Filmgeschäft 
durch. In nur zwei Jahren drehte 
Alfred Hitchcock insgesamt drei 
Filme mit der charismatischen 
Darstellerin, darunter auch der 
Klassiker „Das Fenster zum Hof“.

Grace Kelly zeigte sich stets 
perfekt gekleidet und prägte 
ihren eigenen Stil. Doch hin-
ter der makellosen Schönheit 
verbarg sich eine große Unsi-
cherheit. Der Autor Thilo Wydra 
schilderte Grace Kelly in einer 
kürzlich erschienenen Biografie 
als zerrissenen Menschen. Wäh-
rend sie einerseits lebensfroh 
und ausgelassen sein konnte, 
war sie andererseits ängstlich 
und zurückhaltend. Sie schien 
nicht verstehen zu können, was 
der Rest der Welt an ihr fand. 
Vor allem die glitzernde und 
oberflächliche Fassade von 
Hollywood, so Wydra in seinem 
Buch, blieb der bodenständigen 
Grace Kelly suspekt.

Am Rande der Filmfestspiele 
von Cannes lernte Kelly 1955 
Fürst Rainier III. von Monaco 
kennen. Ihre Hochzeit im fol-
genden Jahr machte aus ihr eine 
Landesmutter, die dem Fürsten-
tum zu neuem Ansehen verhalf. 
Ihre eigenen Bedürfnisse muss-
te sie von nun an jedoch zurück-
stellen. Als ihr Hitchcock erneut 

eine Rolle in einem seiner Filme 
antrug, zwang der Fürstenhof sie 
dazu, ihrem Freund „Hitch“ ab-
zusagen. Vor diesem Hintergund 
ist es eine bittere Ironie, dass 
sich Grace Kellys späterer Un-
fall just auf den kurvenreichen 
Straßen ereignete, auf denen sie 
in „Über den Dächern von Nizza“ 
einst mit Cary Grant raste.

Grace Kelly spielte 1955 mit James Stewart in „Fenster zum Hof“. 
Ein Jahr danach wurde aus ihr Fürstin Gracia Patricia von Monaco.

Foto: Matthias Bein / picture alliance / dpa

Foto: Prod.DB / IMAGO

Foto: agrarmotive / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Miss Sharp macht Urlaub
Gerade erst haben Agnes 

Sharp und ihre Senioren-WG 
ihren ersten Fall gelöst, da 
erschüttern weitere Morde 
das Dörfchen Duck End. Die 
Stimmung ist gereizt, und alle 
hätten Entspannung dringend 
nötig. Als Edwina bei einem 
Preisausschreiben eine Reise in 
ein Wellness-Hotel am Meer ge-
winnt, packt die Seniorenbande 
kurzerhand die Koffer. Doch in 
Cornwall zeigt sich, dass das 
Etablissement trotz Romantik-
paket und Meeresrauschen kein 
Paradies ist. Denn kaum haben 
sie es sich gemütlich gemacht, 
beschleicht Agnes der Verdacht, 
dass sie an den Klippen einen Mord beobachtet hat. Und schon 
bald ist klar, dass der Täter mitten unter ihnen weilt.

Leonie Swann: Miss Sharp macht Urlaub. Goldmann, 416 Seiten, 
ISBN:  978-3-442-31593-2, 22 Euro.

Möchten Sie dieses Buch gewinnen? Dann schreiben Sie mit dem 
Betreff „Miss Sharp“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit 
dem gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

187

5 4
8 6 7 5

6 1 3
3 5 1 7 6 9

2 5 8
6 1 8 2 3 7
9 6 3
4 8 1 6

9 1

3 4 6 2
5 9 2

2 9 4
6 5 7
3 8 5
8 4 2

7 9 6
3 5 1

7 2 5 8

9 7 3 5 6 8 1 2 4
5 6 1 4 2 9 3 8 7
2 8 4 1 7 3 9 5 6
8 9 2 6 3 4 7 1 5
6 1 5 7 9 2 4 3 8
3 4 7 8 1 5 6 9 2
7 5 8 3 4 1 2 6 9
4 3 9 2 5 6 8 7 1
1 2 6 9 8 7 5 4 3

7 9 1 2 3 6 8 5 4
5 8 2 7 9 4 3 1 6
4 3 6 8 5 1 2 9 7
1 2 3 6 8 5 7 4 9
9 6 5 3 4 7 1 2 8
8 7 4 1 2 9 6 3 5
6 5 7 9 1 2 4 8 3
2 4 8 5 7 3 9 6 1
3 1 9 4 6 8 5 7 2

Möchten Sie einen weiteren Buchpreis gewinnen? Dann notieren 
Sie die eingekreisten Zahlen (von oben nach unten) und schicken 
Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per Post an: SoVD, 
Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. September.

Des Rätsels Lösung
Ein Frosch und sein Schatten
(Ausgabe Juli + August, 
Seite 16)

Hast du genau hingeschaut 
und verglichen? Dann hast du 
die Lösung bestimmt schnell 
gefunden. Der richtige Schatten 
trug den Buchstaben „G“. 

Keinen blassen Dunst 
von wahrer Rechenkunst
(Denksport, Seite 17)

Die Abstände der Zahlenwer-
te verdoppeln sich schrittweise 
(4, 8, 16, 32, 64). Zählen Sie zur 
125 also die 128 hinzu, dann 
kommen Sie zur Lösung 253. 

Als Formel bietet sich an: 
Wert x 2 + 3, also zum Beispiel 
1 x 2 + 3 = 5; 5 x 2 + 3 = 13; ... 

Alternativ können Sie auch 
zu dem vorhandenen Wert die 
jeweils ansteigende Potenz von 
2 addieren, also zum Beispiel: 1 
+ 2² = 5; 5 + 2³ = 13 ...

Buchtipp

Etwas „berappen“ müssen
Redensarten hinterfragt

Eine Deutung zur Herkunft 
von „berappen“ nimmt Bezug 
auf eine Münze, deren Adler-
kopf demnach einst als Rabe 
(„Rappe“) verspottet wurde. 
In anderen Herleitungen tau-
chen dagegen der jiddische 
Begriff für Zins oder Gewinn 
(„Rebbes“) sowie der entspre-
chende Ausdruck rotwelschen 
Ursprungs („Rabbes“) auf.

Einleuchtend erscheint auch 
der Bezug auf eine Bibelstelle 
(Exodus 21). Mit Verweis auf 
das Bezahlen von Heilungs-
kosten heißt es dort auf Heb-
räisch: „rappô jerappē“. Inhalt-
lich wie sprachlich war es dann 
wohl kein weiter Weg mehr von 
jerappē“ zu „berappen“.

Als Ausdruck für „bezahlen“ geht „berappen“ auf die Geheimsprache 
Rotwelsch oder aber auf eine hebräische Bibelstelle zurück.

Wer mit Gas heizt, muss künftig deutlich mehr „berappen“. Woher dieser nicht ganz alltägliche 
Ausdruck für das unwillige Begleichen einer Rechnung konkret stammt, ist unklar. Es gibt mehrere 
Erklärungsansätze. Mit einem schwarzen Pferd („Rappe“) allerdings steht keiner im Zusammenhang.

Was ist der „Streisand-Effekt“?
Hätten Sieʼs gewusst?

Wer versucht, eine Information 
zu unterdrücken, kann schnell 
ein Eigentor schießen. So etwa 
der türkische Präsident Recep 
Tayyip Erdoğan. Als ihm 2016 
ein spöttisches Lied über ihn 
im NDR-Satiremagazin „extra 3“ 
missfiel, ließ er den deutschen 
Botschafter einbestellen. Das 
sorgte für Aufsehen und eben 
auch für einen „Streisand-Effekt“. 
Denn jetzt wurde das Video – 
wahlweise auch mit türkischen 
Untertiteln – millionenfach über 
Youtube aufgerufen.

Kurz darauf griff Moderator 
Jan Böhmermann den Vorgang 
auf und trug in der Sendung 
„Neo Magazin Royale“ ein sa-
tirisches Gedicht („Schmähkri-
tik“) über Erdogan vor. Nicht nur 
blieb dessen Strafanzeige gegen 
Böhmermann letztlich erfolglos; 

Aus der Luft sollte die Erosion der Küste untersucht werden. Erst 
nach einer Klage rückte die Streisand-Villa in den Mittelpunkt.

Weil auf einer von rund 12.000 Luftaufnahmen ihre Villa zu sehen war, klagte Barbra Streisand 2003 
erfolgslos auf Schadensersatz. Das Bild, das zuvor niemand beachtet hatte, verbreitete sich durch die 
Berichte über das ungeschickte Vorgehen der Sängerin lawinenartig im Internet. Was sie verhindern 
wollte, trat somit erst recht ein. Hierfür etablierte sich recht schnell der Begriff „Streisand-Effekt“.

Bruch. 
Ein dunkler Ort.

Ein Stadtteil am Rande Dresdens ist in Aufruhr: Ein Mädchen ist 
verschwunden. Felix Bruch wird mit der neuen Ermittlerin Nicole 
Schauer auf diesen Fall angesetzt. Vor zwei Jahren verschwand 
bereits ein Mädchen aus derselben Nachbarschaft und kehrte 

nach zwei Wochen nahezu un-
versehrt zurück. Bis heute weiß 
niemand, was damals geschah, 
und das Kind schweigt weiter-
hin. Den Ermittlern fehlt eine 
heiße Spur. Zudem erschweren 
die ungewöhnlichen Ermitt-
lungsmethoden von Bruch die 
Arbeit im Team. 

Die Stimmung in diesem Kri-
minalroman ist spannend und 
beklemmend. Frank Goldammer 
schreibt eine Ermittlerfigur, die 
es so noch nicht gab.

Frank Goldammer: Bruch. Ein 
dunkler Ort. Wunderlich, 368 Seiten, 
ISBN: 978-3-8052-0090-5, 17 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Bruch“ entweder per E-Mail 
an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. September.

Berichte zitierten immer wieder 
Teile des Gedichtes. Losgelöst 
vom Gesamtkontext trug der 

CDU-Abgeordnete Detlef Seif 
das Spottgedicht zudem im 
Deutschen Bundestag vor.

Fotos: gopixa, DDRockstar / Adobe Stock; Montage: SoVD

Fotos: flashmovie / Adobe; K. & G. Adelman / California Coastal Records Project
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AUFLÖSUNG DES LETZTEN
RÄTSELS

Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren Buchpreises bitte bis zum 15. September einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder

Alles schon mal da gewesen Früherkenung und 
Vorsorge für Männer

Männer sind tendenziell 
schlecht darin, sich um ihre Ge-
sundheit zu kümmern. Die Idee, 
dass man etwas für sich tun kann, 
bevor es zu spät ist, liegt ihnen 
nicht. Doch auch wer keine Lust 
auf Joggen, grünen Tee und Goji-
Beeren hat, kann einige überra-
schend unkomplizierte Möglich-
keiten zur Früherkennung nutzen 
und viele stille Krankheiten recht-
zeitig enttarnen: von Bluthoch-
druck bis Hautkrebs, von Aneurys-
ma bis Herzinfarkt, von Diabetes 
bis Prostatakrebs.

Florian Sturm: Porsche, Pommes, Prostata – Gesundheitsvorsorge 
für den unverwundbaren Mann (und alle anderen). Die Top 8 der Früh-
erkennung. Goldmann, 256 Seiten, ISBN: 978-3-442-17937-4, 13 Euro.

Möchten Sie dieses Buch gewinnen? Dann schreiben Sie mit dem 
Betreff „Porsche, Pommes, Prostata“ per E-Mail an: verlosung@
sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Buchtipp
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Der „Berg“ entsteht laut 
Bundeszentrum für Ernährung 
(BZfE) bei der Erzeugung und 
Verarbeitung, bei Großverbrau-
chern, im Handel, in Restau-
rants und zu Hause. Herstellung 
wie Vernichtung verbrauchten 
Rohstoffe, Energie und Wasser. 
Jedes entsorgte Lebensmittel 
vergeude also wertvolle Res-
sourcen. Das sei ein ethisches, 
ökologisches und ökonomi-
sches Problem.

Der SoVD sieht zudem die 
soziale Dimension – mit Blick 
auf Krisen, Inflation, steigen-
de Preise und die Schere zwi-
schen Arm und Reich. Neben 
dem Welthunger können sich 
auch hier viele gesundes Essen 
kaum leisten, während andere 
es wegwerfen: vor allem Obst 
und Gemüse, aber auch Back-

waren, Milchprodukte, Zuberei-
tetes, Getränke, Fleisch.

Was werfen private  
Haushalte weg und warum?

Wie sich deutsche Privat-
haushalte verhalten, untersucht 
die GfK SE (früher „Gesellschaft 
für Konsumforschung“) für das 
Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft 
(BMEL). 2020 befragte sie zum 
zweiten Mal 6.000 Personen. 
Die „Tagebuchstudie“ ergab un-
ter anderem: 
• Die meisten Abfälle entstehen 

zu Hause; im Durchschnitt 56 
Kilo pro Kopf und Jahr.

• 86 Prozent der Haushalte 
werfen noch Verwertbares 
weg.

• Rund 40 Prozent „Müll“ wären 
vermeidbar. Vieles ist unge-

öffnet und originalverpackt.
• 35 Prozent sind frisches(!) 

Obst und Gemüse.
• Hauptgrund ist Verderben, 

gefolgt von „altem, unappe-
titlichem Aussehen“ und zu 
großen Mengen (des Zuberei-
teten oder der Verpackungs-
größe).

• Je mehr Personen im Haus-
halt wohnen, desto weniger 
pro Person wird entsorgt.

• Je jünger der Haushaltsvor-
stand ist, desto mehr landet 
im Eimer, was noch gut wäre.

• Die Pandemie mit Lockdowns 
und Mehr-zu-Hause-Sein hat 
an alledem wenig geändert.

Neben der Gesellschaft ist 
auch das Klima betroffen

Das Thünen-Institut, das das 
Ministerium berät, meint dazu: 

Soziodemografische Faktoren 
wie Alter und Wohnform beein-
flussen das Verhalten; aber nur 
begrenzt. Für wirksamer hält es 
Einstellungen, Wahrnehmun-
gen, Werte und Problembe-
wusstsein.

Obwohl Jüngere mehr weg-
werfen als Ältere, gibt es gerade 

Verdorben, unappetitlich, alt, abgelaufen, zu viel gekauft, zu viel gekocht: Aus zig Gründen werfen Men-
schen weltweit Lebensmittel weg. Allein in Deutschland landen jedes Jahr bis zu zwölf Millionen Tonnen 
im Müll; mehr als die Hälfte davon in Privathaushalten. Oft wäre das nicht nötig. Neben klima- und 
umweltschädlich ist das auch ein soziales Thema, gerade in Zeiten steigender Lebenshaltungskosten. 

Essen verschwenden – das muss nicht sein
Vermeidbare Lebensmittelabfälle retten: „Zu gut für die Tonne“ und andere bundesweite Aktionen

hier auch Gegentrends. Junge 
Aktivist*innen wie „Fridays for 
Future“, „Aufstand der letzten 
Generation“ oder „Extinction 
Rebellion“ kämpfen teils radi-
kal für das Klima. Dabei machen 
sie auch auf Soziales und auf 
das Lebensmittelproblem auf-

Fortsetzung auf Seite 21

Noch gut? Ende September startet  „Deutschland rettet Lebensmittel“.
Foto: highwaystarz / Adobe Stock
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merksam. Sie fordern von der 
Bundesregierung ein „Essen-
Retten-Gesetz“, um Hunger zu 
bekämpfen und CO2 zu redu-
zieren.

International gelten für 
Deutschland immerhin bereits 
einige Auflagen, etwa die EU-
Abfallrahmenrichtlinie. Und 
über die Vereinten Nationen 
verpflichtete es sich, vermeid-
bare Lebensmittelabfälle bis 
zum Jahr 2030 zu halbieren. 

Verschwendung eindämmen 
– Aktionswoche im Herbst

Zu diesem Zweck beschloss 
die Bundesregierung 2019 eine 
Nationale Strategie zur Redu-
zierung der Lebensmittelver-
schwendung. Dialogforen für 
die Sektoren Landwirtschaft, 
Verarbeitung, Handel, Gastrono-
mie und Haushalte erarbeiten 
Maßnahmen. Teil der Strategie 
ist auch die 2012 gestartete 
Aktion „Zu gut für die Tonne!“. 
Sie zeigt, was jede*r Einzelne 

Tipps, wie zu Hause weniger 
Essen und Getränke im Müll 
landen, gibt auch die Verbrau-
cherzentrale, zum Beispiel: 
• Einkäufe, Vorräte und Mahl-

zeiten gut planen, etwa mit 
Einkaufszetteln und Apps, 

• maßvoll einkaufen und be-
stellen, dabei auch auf die 
Packungsgrößen achten,

• nicht Verbrauchs- und Min-
deshaltbarkeitsdatum ver-
wechseln, 

• alle essbaren Bestandteile 

verwerten, 
• Überflüssiges teilen und Apps 

wie „too good to go“ nutzen.
 Eva Lebenheim

gegen die Wegwerfgesellschaft 
tun kann. 

So heißt es nun vom 29. Sep-
tember bis zum 6. Oktober: 
„Deutschland rettet Lebens-
mittel!“ Die bundesweite Ak-
tionswoche für mehr Lebens-
mittelwertschätzung enthält 
digitale und Vor-Ort-Aktionen, 
Tipps und Studien. Dann star-
tet auch das „Citizen Science 
Project“, bei dem Bürger*innen 
zu Forscher*innen über Abfall-
vermeidung werden sollen.

Fortsetzung von Seite 20

Auf www.zugutfuerdietonne.de 
führt „Unsere Projekte“ zur Aktions-
woche, „Jetzt engagieren“ zum For-
schen; anmelden bis 21.9.: https://
eveeno.com/citizenscience2022.

Info
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Bereits vor seinem Unfall 
nahm Samuel Koch sein Schau-
spielstudium auf. Seit einigen 
Jahren ist der vom Hals abwärts 
gelähmte junge Mann festes 
Ensemblemitglied am National-
theater Mannheim. Gemeinsam 
mit seiner Frau schreibt er zu-
dem Kinderbücher. 

Im kommenden Frühjahr will 
Koch mit einer von Werten ge-
prägten Unterhaltungsshow 
auf Tournee gehen. Unter dem 
Titel „Schwerelos“ soll eine 
Zirkusdramaturgie gleicher-
maßen zum Lachen wie auch 
zum Nachdenken anregen.

Seit er im Dezember 2010 bei „Wetten, dass..?“verunglückte, sitzt 
er im Rollstuhl. Dennoch sieht er sich „nahe an der Sonne gebaut“. 
Am 28. September wird Schauspieler Samuel Koch 35 Jahre alt.

Ernst beiseite: Samuel Koch ist 
eher eine Frohnatur.

Foto: Eventpress / IMAGO

An der Sonne gebaut
Samuel Koch bezeichnet Leichtigkeit als seine Stärke 

Weder Mutter noch Vater erleben das fehlende Hörvermögen 
ihrer Tochter als Krankheit oder Behinderung. Die Einmischung 
von Krankenhaus, Jugendamt und Gericht dagegen empfinden sie 
als einen respektlosen Übergriff in ihr Elternrecht und einen An-
griff auf ihre Art zu leben. Ist ein Leben mit Gehör lebenswerter? 
Und wer darf beurteilen, welche Art zu leben glücklicher macht?

„Du sollst hören“ läuft am 19. September um 20.15 Uhr im ZDF und 
ist bereits ab dem 10. September in der Mediathek verfügbar.

Was ist schon normal?
„Du sollst hören“: Fernsehfilm zu kontroversem Thema

Ein taubes Mädchen bekommt die Chance, durch ein Implantat 
hören zu können. Doch die ebenfalls gehörlosen Eltern wollen 
das nicht. Eine Richterin muss über das Kindeswohl entscheiden.

Henning Baum (re.) flog auch im Eurofighter mit. Die RTL-Doku 
„Einsatz für Henning Baum“ ist unter: www.tvnow.de verfügbar.

Echt kein Abenteuerspielplatz
Er war „Der letzte Bulle“ und spielte im Kino den Lukas in „Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer“. 

Für eine RTL-Doku verbrachte er kürzlich vier Monate bei der Bundeswehr und befand voller Respekt, 
dies sei „kein Abenteuerspielplatz“. Am 20. September wird Schauspieler Henning Baum 50 Jahre alt. 

Skandale und mangelhafte 
Ausrüstung zeichneten zuletzt 
ein schlechtes Bild der Bundes-
wehr. Für den Sender RTL wollte 
Henning Baum herausfinden, 
wie es um die Truppe bestellt 
ist. Also absolvierte der blonde 
Hüne Teile der Grundausbildung. 
Dabei hatte der Promi keine 
Sonderstellung – ihm wurde 
nichts erspart.

Baum sagt, es sei ihm wichtig 
gewesen, sich selbst ein Bild zu 
machen. Er wolle zum Nach-
denken anregen, was für einen 
schweren Job die Männer und 
Frauen dort täglich machen.

Fürs Fernsehen absolvierte Henning Baum ein Training bei der Bundeswehr

Foto: Thorsten Weber / RTL / Luftwaffe

Ein ZDF-Film gibt der einzigartigen Poesie der Gebärdensprache 
Raum und lädt Zuschauende zu einem Perspektivwechsel ein.

Natalia Wörner und Heiko Maas (li., Bundesaußenminister a. D.) sind 
seit Jahren ein Paar und in ähnlicher Weise politisch aktiv.

Frauen vor Gewalt schützen
Man kennt sie unter anderem als Kommissarin Jana Winter aus der ZDF-Krimireihe „Unter anderen 

Umständen“. Über ihre Arbeit als Schauspielerin hinaus setzt sie sich mit viel Herzblut für die Rechte 
von Frauen ein. Am 7. September begeht Natalia Wörner ihren 55. Geburtstag.

Im Fernsehfilm „Die Welt steht 
still“ kämpfte Natalia Wörner als 
Ärztin gegen das Coronavirus. 
Dass im realen Leben mit der 
Pandemie leider auch die Gewalt 
gegen Frauen zugenommen hat, 
treibt die Schauspielerin um. In 
verschiedenen Kampagnen en-
gagiert sie sich gegen dieses 
bedauerliche Phänomen. 

Wörner findet es gut, dass über 
Machtmissbrauch und Fehlver-
halten offener gesprochen und 
vieles nicht mehr hingenommen 
werde. Das gesellschaftliche 
Problembewusstsein müsse sich 
aber noch weiter schärfen.

Schauspielerin Natalia Wörner findet es wichtig, dass Betroffene Gehör finden

Foto: BeckerBredel / IMAGOFoto: Silviu Guiman / ZDF; Montage: Serviceplan

Gabi Bauer steht nicht mehr regelmäßig vor der Kamera, wirkt aber 
weiterhin leidenschaftlich hinter den Kulissen mit.

Ein besserer Start ins Leben
Jahrelang war Gabi Bauer das Gesicht der „Tagesthemen“ und moderierte das „ARD-Nachtmagazin“. 

Zwar sind ihre beiden Söhne mittlerweile erwachsen, doch die Norddeutsche möchte anderen helfen. 
Über die Stiftung „Eine Chance für Kinder“ unterstützt sie Familien bereits vor der Geburt.

Kindern beim Großwerden zu 
helfen, ist Gabi Bauer eine Her-
zensangelgenheit. Ihre eigene 
Rolle bei der Stiftung sieht sie 
dennoch bescheiden. Sie verhel-
fe den Anliegen zu mehr Wahr-
nehmung und sammle hin und 
wieder Spendenschecks ein. 

Für Bauer, die kürzlich ihren 
60. Geburtstag feierte, ist die 
Prävention entscheidend: „Eine 
Chance für Kinder“ sorge dafür, 
dass Familien schon während 
der Schwangerschaft und im 
ersten Lebensjahr des Kindes 
von eigens ausgebildeten Heb-
ammen betreut würden.

Fernsehjournalistin Gabi Bauer („Tagesthemen“) engagiert sich für Familien

Foto: Marcus Brandt / picture alliance / dpa

www.sovd.de
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